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Präambel 

Das freiheitliche Deutschland steht 
vor der Wahl. In der Bundestagswahl 
am 25. Januar 1987 geht es darum, 
daß die Bundesrepublik Deutschland 
ihre Kraft und Fähigkeit behält, die 
Zukunft zu meistern. Es geht um eine 
politische Richtungswahl. Es geht dar­
um, daß die von CDU und CSU ge­
troffenen Grundentscheidungen für 
die Einbindung der Bundesrepublik 
Deutschland in die Gemeinschaft der 
freien Völker des Westens, für die 
freiheitlich-demokratische Grundord­
nung und die Soziale Marktwirtschaft 
unangetastet bleiben. Die Wähler tref­
fen die Entscheidung darüber, 
— ob CDU und CSU ihre erfolgreiche 

Politik fortsetzen und unser Land 
in eine sichere und gute Zukunft 
fuhren können, 

— oder ob unserem Land durch eine 
Koalition von Sozialisten und Grü­
nen Rückschritt und Niedergang 
drohen. 

Wahltage sind Tage der Bilanz. Die 
Erfolge der Regierung Helmut Kohl 
sind überzeugend und kommen allen 
Bürgern zugute. Sie ergeben sich aus 
dem Zusammenklang der Leistung ei­
nes tüchtigen und fleißigen Volkes 
und einer guten Politik. Es geht auf­
wärts mit unserem Land. 

Das Jahr 2000 ist in Sicht. Wir haben 
die Voraussetzungen für eine solide 
und erfolgreiche Entwicklung auch in 
der Zukunft geschaffen. Trotz der 
Hinterlassenschaft der Sozialisten ha­
ben wir viel erreicht. Aber wir stehen 
in einem wirtschaftlichen, technischen 
und sozialen Wandel, dessen Bewälti­
gung und Gestaltung über die nächste 

Legislaturperiode hinaus alle Kräfte 
erfordern werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland muß 
erstklassig bleiben. Sie muß auch in 
der Zukunft ein modernes, leistungs­
fähiges und soziales Industrieland 
bleiben, das wirtschaftliches Wachs­
tum und technischen Fortschritt in 
den Dienst des Menschen stellt. Wir 
wollen keine, sozialistische Zwangsge­
sellschaft, die den einzelnen Bürger 
gängelt, sondern eine menschliche Ge­
sellschaft, die jedem Bürger Freiheit, 
Vielfalt der Chancen und Geborgen­
heit sichert. 

Neben einer schweren politischen und 
wirtschaftlichen Erblast hatte die SPD 
geistige und moralische Verwirrung 
hinterlassen. Die SPD hatte den Wert 
der Geschichte und die Frage nach den 
Lebenszielen verdrängt, den demokra­
tischen Grundkonsens gefährdet, den 
Sozialneid geschürt, die Verteidi­
gungsbereitschaft und den Leistungs­
willen geschwächt, große Verspre­
chungen gemacht und nicht gehalten. 

CDU und CSU haben dem deutschen 
Volk gesagt, welche Werte wir haben, 
welche Werte wir verteidigen, wer die­
se Werte bedroht und wer unsere 
Freunde sind. Das Bewußtsein um die 
Einheit der Nation wurde gefestigt, 
die Lage der Familien als der wichtig­
sten Gemeinschaft in unserer Gesell­
schaft verbessert, das Leben des unge­
borenen Kindes besser geschützt, die 
Bereitschaft zum sozialen Dienst ge­
stärkt. 

Die Politik von CDU und CSU beruht 
auf dem christlichen Verständnis vom 



Menschen und seiner Verantwortung 
vor Gott. Es ist ethische Grundlage 
und Maßstab zugleich. Aus diesem 
Menschenbild schöpft die Union die 
Kraft fUr die Bewältigung der Heraus­
forderungen von Gegenwart und Zu­
kunft. Die Idee der personalen Wür­
de, Einzigartigkeit und Verantwort­
lichkeit des Menschen ist die große 
Idee, die den Materialismus marxisti­
scher wie kapitalistischer Prägung 
überwindet. 

Die Deutschen spüren, daß wir auf ei­
nem guten Weg sind. Das beweist ihr 
Vertrauen in die Zukunft: Aus Angst 
ist Hoffnung geworden, aus Pessimis­
mus Optimismus. Die Deutschen glau­
ben wieder an ihre Leistungskraft. Die 
lähmenden Selbstzweifel sind über­
wunden. Eine neue Aufbruchstim­
mung in Wirtschaft und Wissenschaft 
hat sich durchgesetzt. 

Die SPD ist keine Alternative. Die 
SPD ist nicht handlungs- und regie­
rungsfähig, sie ist nicht vertrauens­
würdig. In ihr streiten Sozialdemokra­
ten, Marxisten und Rot-Grüne um den 
Kurs der Partei. Die SPD will die Koa­
lition mit den Grünen, um an die 
Macht zu gelangen. Das wäre der Nie­
dergang Deutschlands. 

Die CDU mit Helmut Kohl und die 
CSU mit Franz Josef Strauß haben 
die Bundesrepublik Deutschland aus 
einer schweren innen- und außenpoli­
tischen Krise, die SPD-geführte Bun­
desregierungen zu verantworten hat­
ten, herausgeführt und einen neuen 
Anfang gemacht. 

Die Sozialisten hatten in der Außen-
und Sicherheitspolitik Mißtrauen bei 
unseren Partnern gesät, das Bündnis 
gefährdet und neutralistische Strö­
mungen gefördert. 
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CDU und CSU haben für Vertrauen, 
Klarheit und Entschlossenheit bei der 
Sicherung von Frieden und Freiheit 
gesorgt, die Atlantische Allianz gefe­
stigt und unsere Zugehörigkeit zur 
westlichen Verteidigungs- und Werte­
gemeinschaft bekräftigt. 

Wir werden auch künftig ein verläß­
licher Partner des Westens sein, den 
Dialog mit unseren mittel- und osteu­
ropäischen Nachbarn fortfuhren und 
die Bemühungen um Abrüstung in Ost 
und West unterstützen. 

Die Sozialisten hatten deutschlandpo­
litischen Stillstand herbeigeführt. 

CDU und CSU haben mit ihrer Deutsch­
landpolitik mehr Menschen in Deutsch­
land mehr Menschlichkeit gebracht 
und deutsche Rechtspositionen ge­
wahrt. 

Wir werden auch künftig am Ziel der 
deutschen Einheit festhalten und wei­
tere Erleichterungen für die Menschen 
im geteilten Deutschland anstreben. 

Die Sozialisten hatten eine Wirtschaft 
in der Krise, steigende Arbeitslosig­
keit, hohe Inflationsraten und drohen­
den Staatsbankrott hinterlassen. 
CDU und CSU haben dafür gesorgt, 
daß die Wirtschaft wieder wächst, die 
Preise stabil und die Zinsen niedrig 
sind und der Staat wieder solide wirt­
schaftet. 
Wir werden den Wirtschaftsauf­
schwung sichern, neue Arbeitsplätze 
schaffen, das Arbeitsleben familien­
freundlich und beschäftigungswirk­
sam gestalten und die Chancen moder­
ner Technologien nutzen. 

Die Sozialisten hatten uns zerrüttete 
Rentenfinanzen und eine Sozialpolitik 
auf Pump hinterlassen. 

CDU und CSU haben die Renten gesi­
chert, die Sozialpolitik mit der wirt­
schaftlichen Leistungskraft in Ein-



klang gebracht und damit das soziale 
Netz auf Dauer sicher gemacht. 
Wir werden die soziale Sicherheit fe­
stigen und ausbauen, den besonders 
Bedürftigen gezielt helfen und Selb­
ständigkeit und Geborgenheit im Alter 
fördern. 

Die Sozialisten hatten Steuern und 
Abgaben erhöht und damit die 
Leistung der Bürger bestraft. 
CDU und CSU haben die Steuern ge­
senkt. 
Wir werden die Steuerbelastung durch 
ein leistungsfreundliches, sozial ge­
rechtes und übersichtliches Steuersy­
stem weiter verringern. 

Die Sozialisten hatten Familien und 
Frauen benachteiligt. 
CDU und CSU haben die Vorausset­
zungen für eine familien- und kinder­
freundliche Gesellschaft geschaffen 
und den Frauen neue Chancen gege­
ben. 
Wir werden unsere Politik für die Fa­
milien fortsetzen und den Frauen neue 
Wege in Familie und Beruf eröffnen. 

Die Sozialisten hatten in der Umwelt­
politik versagt. 
CDU und CSU haben dafür gesorgt, 
daß Luft und Wasser wieder sauberer 
werden; die Bundesrepublik Deutsch­
land ist in Europa Vorreiter in der 
Umweltpolitik. 
Wir werden auch in Zukunft unserer 
Verpflichtung zum Schutz von Natur 
und Schöpfung gerecht werden. 

Die Sozialisten hatten die Agrarpolitik 
in die Krise und die deutschen Bauern 
in die Ausweglosigkeit geführt. 
CDU und CSU haben in dieser schwie­

rigen Übergangssituation den Bauern 
durch gezielte Maßnahmen wirksam 
geholfen. 
Wir werden durch unsere Landwirt­
schaftspolitik die Zukunft der bäuerli­
chen Familienbetriebe sichern. 

Die Sozialisten haben zur Schwächung 
des Rechtsbewußtseins beigetragen 
und in Fragen der inneren Sicherheit 
versagt. 
CDU und CSU haben den freiheitli­
chen Rechtsstaat gesichert. 
Wir werden die innere Sicherheit er­
halten, alle dafür notwendigen Maß­
nahmen ergreifen und den inneren 
Frieden gewährleisten. 

CDU und CSU sind die einzigen wirk­
lichen und großen Volksparteien in 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Frauen und Männer, junge und alte 
Menschen, Arbeiter und Angestellte, 
Bauern und Beamte, Unternehmer, 
Handwerker und die Angehörigen der 
freien Berufe — alle haben bei uns 
ihre selbstverständliche und sichere 
politische Heimat. 

Die vor uns liegenden Aufgaben sind 
groß. Nicht die Verursacher der Krise, 
sondern diejenigen, die unser Land 
aus der Krise geführt haben, können 
auch die Herausforderungen der Zu­
kunft bestehen. Vertrauen in die Zu­
kunft gründet auf Leistung in der Ge­
genwart. Deshalb treten wir mit Zu­
versicht vor die Wählerinnen und 
Wähler. Wir bitten sie, uns auch am 
25. Januar 1987 ihr Vertrauen zu 
schenken und uns die Verantwortung 
für die deutsche Politik wieder zu 
übertragen. 



Wir sichern Frieden und Freiheit 

1. Wir stehen zum Bündnis der west­
lichen Welt 

Auch in der Außen- und Sicherheits­
politik haben CDU und CSU einen 
neuen Anfang gemacht: Das Bündnis 
wurde in der Kontinuität der Außen­
politik Konrad Adenauers wieder ge­
festigt, die europäische Zusammenar­
beit verbessert, die Verteidigungsbe­
reitschaft und -fähigkeit verstärkt und 
dadurch die Politik des Abbaus von 
Spannungen zwischen Ost und West 
sowie der beiderseitigen Abrüstung 
auf eine politisch und moralisch ver­
läßliche Grundlage gestellt. 

Die Außen- und Sicherheitspolitik von 
CDU und CSU dient dem Ziel, die 
Freiheit zu bewahren und den Frieden 
in Europa und in der Welt zu festigen. 
Für uns ist aktive Friedenspolitik poli­
tische Notwendigkeit und sittliche 
Pflicht. Als geteiltes Land an der 
Schnittlinie von West und Ost braucht 
die Bundesrepublik Deutschland mehr 
als andere Länder Freunde und Bünd­
nispartner, die wir in der Atlantischen 
Allianz und in der Europäischen Ge­
meinschaft gefunden haben. Wir ge­
hören zur Wertegemeinschaft der 
westlichen Welt. Mit ihr verbindet uns 
eine echte Sicherheitspartnerschaft. 

Dieser klare Standort, der seit Konrad 
Adenauer die außenpolitische Grund­
position von CDU und CSU markiert, 
verbietet der deutschen Politik eine 
Rolle, in der sie sich als Makler und 
Vermittler zwischen den beiden Groß­
mächten versuchen wollte. Wir stehen 
nicht zwischen den weltpolitischen La­
gern, wir stehen im Lager der Freiheit. 
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Fundament unserer Sicherheit sind die 
Nordatlantische Allianz und das 
Bündnis mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika. Die westliche Verteidi­
gungsgemeinschaft hat in schwierigen 
Zeiten bewiesen, daß sie handlungsfä­
hig ist und gegen äußeren und inneren 
Druck und trotz sowjetischer Drohun­
gen ihren Auftrag zur Sicherung der 
Freiheit und des Friedens erfüllen 
kann. 

Unser Ziel bleibt eine dauerhafte Frie­
densordnung, die sich auf Freiheit und 
Menschenrechte gründet. Nur eine 
solche Friedensordnung kann die 
Kriegsverhütung durch militärische 
Abschreckung Schritt für Schritt über­
flüssig machen. Aber solange die So­
wjetunion dort, wo sie ihre Macht ge­
fahrlos einsetzen kann, Menschen­
rechte verletzt und Völker unter­
drückt, bildet sie eine wesentliche Ur­
sache für die Gefährdung der Freiheit 
und des Friedens. Deswegen haben wir 
das moralische Recht und die politi­
sche Pflicht, uns gegen diese Bedro­
hung zu verteidigen. 

Das Bündnis mit den USA ist die 
Grundlage unserer Sicherheit 

Ohne das atlantische Bündnis wären 
wir der kommunistischen Weltmacht 
Sowjetunion ausgeliefert. 

Deshalb sind die neutralistischen Ten­
denzen innerhalb der SPD und die 
bündnisfeindlichen Beschlüsse ihres 
grünen Wunschpartners eine Gefahr 
für unser Land und für die westliche 
Welt. Ohne die Bereitschaft der Ame­
rikaner, für uns einzutreten, gäbe es 
keine freiheitliche und demokratische 



Bundesrepublik Deutschland und 
nicht das freie Berlin. 

Umgekehrt gilt: Ohne das Bekenntnis 
der Bundesrepublik Deutschland zur 
freiheitlich-rechtsstaatlichen Demo­
kratie und ohne ihren Beitrag zum 
Bündnis mit den USA würde auch der 
westliche Teil Europas in die Einfluß­
zone der Sowjetunion geraten. Daraus 
folgt: Die USA und die Bundesrepu­
blik Deutschland sind aufeinander an­
gewiesen. Deshalb muß die politische 
und strategische Einheit des Bündnis­
ses auch künftig erhalten bleiben. 

Funktionierende und tragfähige 
deutsch-amerikanische Beziehungen 
erfordern auch, daß die Bundesrepu­
blik Deutschland die Vereinigten Staa­
ten in ihren Bemühungen unterstützt, 
weltweit der expansiven -Politik der 
Sowjetunion entgegenzutreten. 

CDU und CSU haben die deutsch­
amerikanischen Beziehungen wieder 
gefestigt. Helmut Kohl und Franz Jo­
sef Strauß genießen Vertrauen in den 
USA und haben die Respektierung der 
deutschen Interessen sichergestellt. 
Heute betrachten die USA uns Deut­
sche wieder als selbstbewußte Partner, 
auf die Verlaß ist und auf deren Rat 
gehört wird. 

Wir wollen das europäische Gewicht 
im Bündnis stärken 

Das Bündnis muß auf zwei Säulen ru­
hen: Amerika und Europa. Dies ist 
heute noch nicht der Fall, weil Europa 
wegen seiner fehlenden politischen 
Einigung militärisch und politisch 
noch zu schwach ist. Dem großen 
wirtschaftlichen Gewicht muß in Zu­
kunft eine größere Verantwortung der 
Länder der Europäischen Gemein­
schaft auch in der Sicherheitspolitik 
entsprechen. Europa muß ein gleich­
berechtigter Partner Amerikas sein. 

Das Konzept der SPD von der „Euro­
päisierung der Sicherheitspolitik" ist 
verhängnisvoll und gefährlich, weil es 
zu einer Abkoppelung von den USA 
führt. Jeder Versuch in diese Rich­
tung wird in die politische Abhängig­
keit von der Sowjetunion führen. Die 
hingegen von uns gewollte Stärkung 
des europäischen Beitrages zur Sicher­
heit festigt die Partnerschaft zwischen 
Europäern und Amerikanern inner­
halb des Bündnisses. 

2. Wir vertreten die Interessen aller 
Deutschen 

Die deutsche Frage ist offen. Sie ist 
mit der Erhaltung und der Gestaltung 
des Friedens in Europa eng verknüpft. 
Die Freiheit ist der Kern der deutschen 
Frage. 

Unsere Deutschlandpolitik wird der 
nationalen und europäischen Verant­
wortung gerecht, die sich aus der offe­
nen deutschen Frage ergibt. Unsere 
ganz besondere Solidarität gilt weiter­
hin jenen Deutschen, die noch 40 Jah­
re nach Kriegsende in Unfreiheit leben 
müssen. Wir wollen die menschenver­
achtende, vom sowjetischen Imperia­
lismus verursachte Teilung überwin­
den und auf einen Zustand des Frie­
dens in Europa hinwirken, in dem das 
deutsche Volk in freier Selbstbestim­
mung seine Einheit wiedererlangt. Wir 
halten fest an der Präambel des 
Grundgesetzes, an dem Fortbestand 
des Deutschen Reiches nach gelten­
dem Völker- und Verfassungsrecht 
und an der gemeinsamen Staatsbür­
gerschaft. Die SPD hat diese Positio­
nen verlassen. 

Die deutschen Grenzen können end­
gültig erst in einem Friedensvertrag 
festgelegt werden. Die Vier Mächte 
tragen weiterhin Verantwortung für 
Gesamtdeutschland. Die Ostverträge 
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sind keine Grenzanerkennungsverträ-
ge, sie haben nichts an der völker­
rechtlichen Lage Deutschlands geän­
dert. Eine spätere gesamtdeutsche, de­
mokratisch gewählte Regierung ist da­
durch nicht gehindert, die deutschen 
Interessen zu vertreten. 

Wir werden den erfolgreichen Weg 
der letzten vier Jahre fortsetzen und 
über das bisher Erreichte hinaus weite­
re Erleichterungen für die Menschen 
im geteilten Deutschland anstreben. 
Dazu gehört vor allem, daß sich mehr 
Menschen als bisher begegnen kön­
nen. 

Wir wollen insbesondere: 

— die Möglichkeiten der Begegnung 
für die Menschen weiter verbes­
sern; 

— den Jugendaustausch ausweiten; 

— Kontakte auf kommunaler Ebene 
herstellen; 

— durch Zusammenarbeit beim Um­
weltschutz gute Nachbarschaft 
praktizieren; 

— den innerdeutschen Handel aus­
bauen; 

— das Kulturabkommen durch viel­
fältigen Austausch mit Leben er­
füllen; 

— die wissenschaftliche Zusammen­
arbeit fördern; 

— weitere Verbesserungen für Berlin 
erreichen. 

Wir werden darauf hinwirken, daß 
auch solche Mitbürger aus der DDR 
zu uns reisen können, die noch nicht 
im Rentenalter stehen. 

Aus ihrer nationalen Verantwortung 
heraus sind die Unionsparteien jenen 
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Deutschen, die durch Vertreibung, 
Flucht oder Aussiedlung ihre Heimat 
verlassen mußten und sich um den 
Aufbau der Bundesrepublik Deutsch­
land in vorbildlicher Weise verdient 
gemacht haben, besonders verpflich­
tet. Dies gilt auch für die Deutschen, 
die heute noch in den kommunistisch 
beherrschten Ländern Mittel- und 
Osteuropas leben. Die besondere För­
derung der Zonenrand- und Grenzge­
biete bleibt eine deutschland- und eu­
ropapolitische Aufgabe, solange die 
Teilung Deutschlands und Europas 
nicht überwunden ist. 

Wir wollen das Bewußtsein von der 
Einheit der Nation aufrechterhalten. 
Auch in der Zukunft darf sich unser 
Volk nicht auseinanderleben. Nach 
unserer Überzeugung bleibt es im 
Rahmen einer nationalen Standortbe­
stimmung eine große Aufgabe, sich 
mit der eigenen Geschichte zu befas­
sen. CDU und CSU appellieren an alle 
Bundesländer, dem Geschichtsunter­
richt wieder den gebührenden Platz 
einzuräumen. Nur wer die Geschichte 
kennt, kann aus der Geschichte Leh­
ren ziehen. Auch das in Berlin geplan­
te „Deutsche Historische Museum" 
und das in Bonn vorgesehene „Haus 
der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" dienen diesem Ziel. 

Berlin als Ganzes bleibt Ausdruck des 
Willens der Deutschen zur Einheit der 
Nation. Berlin ist ein Symbol für die 
Verteidigung von Freiheit, Menschen­
rechten und Demokratie. Die Bindun­
gen zwischen dem freien Berlin und 
der Bundesrepublik Deutschland wer­
den wir aufrechterhalten und intensiv 
fortentwickeln. Deshalb werden wir 
auch weiterhin die Lebenskraft der 
Stadt stärken und ihre Anziehungs­
kraft fördern. 



3. Wir wollen gute Nachbarschaft 
mit den VöUcem Mittel- und 
Osteuropas 

Wir wollen friedliche Nachbarschaft. 
Deshalb befürworten wir konstruktive 
und stabile Beziehungen mit den Län­
dern in Mittel- und Osteuropa, vor al­
lem auch mit der Sowjetunion. Ver­
ständigungsbereitschaft und Verteidi­
gungsbereitschaft gehören hierbei für 
uns zusammen. 

Wir werden die Politik der Verständi­
gung, der Vertrauensbildung und der 
Zusammenarbeit mit den Staaten des 
Warschauer Paktes fortsetzen. Ent­
spannung und Dialog dürfen aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß es 
zwischen West und Ost Grenzen der 
Zusammenarbeit gibt, die in der Un­
vereinbarkeit der Systeme, im politi­
schen Gegensatz von Demokratie und 
Diktatur begründet sind. 

Ziel unserer Politik des Dialoges bleibt 
es, die Folgen des Ost-West-Gegensat­
zes für die Menschen zu mildern. Wir 
sind bereit, den Dialog auf allen Ebe­
nen und über alle Fragen von gemein­
samem Interesse fortzuführen. 

Menschenrechte sind unteilbar 

CDU und CSU treten für die Verwirk­
lichung der Menschenrechte und des 
Selbstbestimmungsrechts in aller Welt 
ein. Ohne die Achtung der Menschen­
rechte gibt es keinen wirklichen Frie­
den. Das Eintreten für die Menschen­
rechte bedeutet keine Einmischung in 
die inneren Verhältnisse anderer Län­
der, denn die Gültigkeit der Men­
schenrechte endet nicht an Länder­
grenzen. 

Auch im Ost-West-Dialog treten wir 
für die Menschenrechte ein. Dies gilt 
in besonderer Weise auch für die 
Deutschen im kommunistisch be­

herrschten Teil Europas. Gutnachbar­
liche Beziehungen können auf Dauer 
nicht gedeihen, wenn eine Seite den 
Menschen in ihrem Machtbereich ele­
mentare Rechte verweigert. 

4. Wir wollen Abrüstung in Ost und 
West 

Waffen sind nicht die Ursache für po­
litische Spannungen, sondern ihre Fol­
ge. Rüstungskontrolle und Abrüstung 
sind am ehesten dann erreichbar, 
wenn sie in eine Politik des Ausgleichs 
und der Zusammenarbeit auf allen 
Ebenen eingebettet sind, die das ge­
genseitige Vertrauen fördert. Unser 
Ziel bleibt es, Frieden zu schaffen mit 
immer weniger Waffen. 

Wir unterstützen alle Anstrengungen 
des amerikanischen Präsidenten, mit 
der Sowjetunion Abkommen auszu­
handeln, die ein Wettrüsten verhin­
dern, Kernwaffen drastisch verringern 
und die strategische Stabilität stärken. 

Wir haben eigene Vorschläge für ein 
weltweites, umfassendes und verläß­
lich überprüfbares Verbot aller chemi­
schen Waffen und für beiderseitige 
und ausgewogene Truppenverminde­
rungen sowie zum Abbau der konven­
tionellen Rüstung in Mitteleuropa vor­
gelegt. Wir haben unseren aktiven Bei­
trag dazu geleistet, daß die Stockhol­
mer Verhandlungen im Rahmen der 
Konferenz über Vertrauens- und Si­
cherheitsbildende Maßnahmen und 
Abrüstung in Europa (KVAE) zu ei­
nem erfolgreichen Abschluß gekom­
men sind. 

Wir unterstützen die Verhandlungen 
der beiden Weltmächte über die Be­
grenzung und Einstellung von Nukle­
artests und deren Kontrolle und Über­
prüfung. 

11 



Wir sind fürneue Wege 
in der Rüstungsbegrenzung 
Forschungen im Bereich der Raketen­
abwehr sind nicht nur ethisch-mora­
lisch erlaubt, sondern auch politisch 
geboten. Deshalb unterstutzen wir das 
amerikanische Forschungsprojekt zur 
Abwehr von Atomraketen (SDI). Die 
Sowjetunion ist seit langem auf die­
sem Felde tätig. Das SDI-Projekt 
könnte es möglich machen, die derzei­
tige Drohung mit wechselseitiger Ver­
nichtung durch ein defensives, nicht­
atomares und nicht gegen Menschen 
gerichtetes Abwehrsystem zu überwin­
den. Wer die atomare Abschreckung 
ablehnt, darf nicht zugleich die Suche 
nach einer Alternative bekämpfen. 
Wer beides ablehnt, die atomare Ab­
schreckung ebenso wie ein Raketenab­
wehrsystem, wird nicht nur moralisch 
unglaubwürdig, sondern macht uns 
wehrlos und hilft der Sowjetunion auf 
dem Wege zur Weltherrschaft. Euro­
pa kann und muß in den Schutz sol­
cher Abwehrsysteme einbezogen wer­
den. 

Die Nutzung neuartiger Verteidi­
gungstechnologien soll uns von nu­
klearen Waffen unabhängiger 
machen, uns größere Sicherheit vor 
nuklearen Angriffswaffen geben und 
somit den Weg für RUstungskontroll-
maßnahmen ebnen, die zur Verringe­
rung von Nuklearwaffen führen. 
Durch Vereinbarungen zwischen den 
USA und der Sowjetunion könnten 
nukleare Waffensysteme auf beiden 
Seiten drastisch verringert und gleich­
zeitig strategische Verteidigungssyste­
me errichtet werden. Der Abbau nu­
klearer Waffensysteme muß Systeme 
aller Reichweiten umfassen. 

CDU und CSU halten an der Strategie 
der flexiblen Antwort für das Bündnis 
fest, solange es zu diesem Konzept der 
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Kriegsverhinderung keine wirksamere 
Alternative gibt. 

5. Wir stärken die Bundeswehr 
zur Siciiening von Frieden und 
Freiheit 

Wir leben seit über vierzig Jahren in 
Frieden. Dies wäre ohne die Bundes­
wehr nicht möglich gewesen. Als Part­
ner in der Allianz wird sie auch in Zu­
kunft den Frieden sichern. 

Die Unionsparteien werden der Bun­
deswehr auch weiterhin die notwendi­
ge Unterstützung und die notwendigen 
Mittel geben, damit sie ihren Auftrag 
der Friedenssicherung erfüllen kann. 
Deshalb haben wir auch den Wehr­
dienst auf 18 Monate verlängert. 

Wir wollen: 

— die konventionelle Verteidigung 
stärken, 

— die Wehrgerechtigkeit weiter erhö­
hen, 

— die Attraktivität der soldatischen 
Laufbahn und die soziale Siche­
rung des Soldaten weiter verbes­
sern, 

— die hohe Dienstzeitbelastung ab­
bauen und notwendige Spitzenbe­
lastungen ausgleichen. 

Wir verwirklichen Wehrgerechtigkeit 

Die Lasten für die Landesverteidigung 
müssen gerecht verteilt werden. Wich­
tige Entscheidungen wurden getroffen 
und neue Weichen gestellt, um die 
Einberufung zum Wehrdienst der Le­
benssituation junger Wehrpflichtiger 
anzupassen. Es werden: 

— arbeitslose Wehrpflichtige vorran­
gig und Abiturienten so zeitgerecht 
einberufen, daß sie keine Schwie­
rigkeiten mit dem Studienbeginn 
haben; 



— Wehrsold und Entlassungsgeld 
schrittweise und spürbar weiter er­
höht; 

— Zeit- und Berufssoldaten mit Bera­
tung und Unterstützung des Be­
rufsförderungsdienstes der Bun­
deswehr der Übergang ins Ziville­
ben erleichtert; 

— Bildungsmaßnahmen finanziert, 
um ausscheidenden Soldaten den 
Weg in eine neue berufliche Zu­
kunft zu ebnen. 

Wir stehen zum Recht auf Wehr­
dienstverweigerung aus Gewissens-
grUnden. Die Unionsparteien haben 
die frühere Gewissensprüfung vor den 
Prüfungsausschüssen abgeschafft, ein 
beschleunigtes schriftliches Antrags­
verfahren eingeführt und dafür ge­
sorgt, daß alle Wehrdienstverweigerer 
auch einberufen werden können. 

6. Wir werden die politische Einigung 
Europas vonintreiben 

CDU und CSU sehen es als ihre histo­
rische Aufgabe an, auf dem Weg der 
Einigung Europas energisch voranzu­
gehen. In der Europäischen Gemein­
schaft haben wir ein Modell für eine 
dauerhafte europäische Friedensord­
nung in Freiheit geschaffen. Ihr weite-, 
rer Ausbau zur politischen Union 
bleibt unser Ziel. Die deutsch-franzö­
sische Freundschaft ist eine wichtige 
Voraussetzung für den europäischen 
Einigungsprozeß. 

CDU und CSU wollen die europäische 
Zusammenarbeit in der Außen- und 
Sicherheitspolitik weiter verstärken, 
die Befugnisse des Europäischen Par­
laments erweitern und die europäische 
Finanzverfassung mit dem Ziel refor­
mieren, daß sich alle Mitgliedstaaten 
angemessen an der Finanzierung der 
EG beteiligen. 

Das politische Europa muß nach fö­
deralistischen Grundsätzen gebaut 
werden, die föderale Grundstruktur 
der Bundesrepublik Deutschland muß 
auch in einem geeinten Europa erhal­
ten bleiben. Neue Gemeinschaftskom­
petenzen müssen dem Grundsatz der 
Subsidiarität Rechnung tragen. Die 
den deutschen Ländern bei der Vorbe­
reitung und Umsetzung von Entschei­
dungen der EG zufallende Verantwor­
tung muß gewahrt bleiben. CDU und 
CSU wollen ein bürgernahes Europa. 

CDU und CSU werden auch künftig 
dafür sorgen, daß es den Mitglieds­
staaten und den deutschen Ländern 
weiterhin möglich sein wird, regiona­
len Unterschiedlichkeiten aus eigener 
Verantwortung Rechnung zu tragen. 

Deshalb muß die Position der Länder 
der Bundesrepublik Deutschland bei 
der Übertragung von Hoheitsrechten 
auf zwischenstaatliche Einrichtungen 
verbessert werden. Die Beteiligung der 
deutschen Länder an Entscheidungen 
der EG, die die Kompetenzen der Län­
der betreffen, muß durchgesetzt und 
institutionell abgesichert werden. Auf 
die Europäische Gemeinschaft dürfen 
Kompetenzen, die die verfassungsmä­
ßigen Rechte der Länder berühren, 
nur übertragen werden, wenn der 
Bundesrat zustimmt. 

Ferner werden CDU und CSU darauf 
hinwirken, daß weder die Zuständig­
keit der deutschen Länder für das 
Rundfunkwesen und die Bildungspoli­
tik noch die Autonomie der Hoch­
schulen durch Maßnahmen der EG 
eingeschränkt werden. Neue Gemein­
schaftskompetenzen und -regelungen 
in der Forschungs- und Umweltpolitik 
dürfen nicht dazu benutzt werden, na­
tionale Anstrengungen durch europä­
ische Institutionen und Finanzierungs­
instrumente abzulösen. Gerade hier 
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muß das Subsidiaritätsprinzip durch­
gesetzt werden. 

Mehr Freizügigkeit in Europa 

Trotz aller Fortschritte sind die Gren­
zen innerhalb der EG immer noch ein 
Hindernis für den freien Verkehr von 
Waren, Personen, Kapital und Dienst­
leistungen. Diese Behinderungen müs­
sen abgebaut werden, weil wir bis 1992 
den europäischen Binnenmarkt voll­
enden wollen, der 320 Millionen Men­
schen umfaßt. Unser Ziel ist es, die be­
reits im EWG-Vertrag von 1957 veran­
kerten vier Grundfreiheiten des freien 
Personen-, Waren-, Dienstleistungs­
und Kapitalverkehrs zu verwirklichen. 
Dies ist ein wichtiger Beitrag zur Stär­
kung der internationalen Wettbe­
werbsfähigkeit und zur langfristigen 
Sicherung der Arbeitsplätze. 

Europa hat gute Zukunftsaussichten, 
wenn die Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft zur bestimmenden 
ordnungspolitischen Grundlage euro­
päischer Politik werden. Fortschritte 
zu mehr Gemeinsamkeit in der Wirt­
schaftspolitik müssen Fortschritte in 
der Währungspolitik zur Folge haben. 
Durch eine zunehmende Übereinstim­
mung in der Wirtschafts-, Finanz-, 
Währungs-, Stabilitäts- und Sozialpo­
litik der Mitgliedstaaten werden die 
Voraussetzungen für wirtschaftliches 
Wachstum, mehr Beschäftigung, sta­
bile Preise und mehr soziale Sicherheit 
in den europäischen Ländern verbes­
sert. Diese Zusammenarbeit muß un­
ter Beteiligung der Institutionen der 
EG verstärkt und immer mehr grenz­
überschreitend wirksam werden. 

Wir brauchen ein Europa der Bürger, 
nicht der Bürokraten, ein Europa 
ohne Grenzpfähle und Schranken. 
Wichtige Fortschritte bei der Erleich­
terung des Grenzübergangs haben wir 
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bereits erreicht. Die Bürger müssen die 
Vorteile Europas täglich erfahren. 
Deshalb wollen wir: 

— den weiteren Abbau der Grenzkon­
trollen; 

— den europäischen Führerschein 
und die Abschaffung der Auto­
bahngebühren; 

— die Verstärkung des internationa­
len Austauschs von Schülern, Stu­
denten und Auszubildenden; 

— die Anerkennung europäischer Bil­
dungsabschlüsse und Berufsbil­
dungswege ohne Verlust des deut­
schen Leistungsniveaus; 

— die Intensivierung der währungs­
politischen Zusammenarbeit und 
die Stärkung des europäischen 
Währungssystems; 

— die Harmonisierung der indirekten 
Steuern; 

— die Vereinheitlichung der europä­
ischen Industrienormen; 

— die engere Zusammenarbeit in Fra­
gen der Sicherheit und bei der Be­
kämpfung des Terrorismus. 

Europäischer Umweltschutz 

Umweltverschmutzung macht nicht an 
den Grenzen halt. Deshalb ist Um­
weltschutz eine europäische Aufgabe. 
Mit der Entscheidung, ab 1986 bleif­
reies Benzin einzuführen und die 
Grenzwerte für Schadstoffe in den 
Autoabgasen erheblich zu verringern, 
hat die Bundesrepublik Deutschland 
die Führung in der europäischen Um­
weltpolitik übernommen. Die Union­
sparteien werden hier auch künftig 
Vorreiter sein. 

Die Bekämpfung der Luft-, Wasser-
und Bodenverschmutzung bleibt für 
CDU und CSU eine vorrangige Auf-



gäbe ihrer Europapolitik. Eine ge­
meinsame Umweltpolitik darf nicht zu 
einer Verschlechterung, sondern muß 
zu einer Verbesserung der Umwelt-
qualitat führen, weshalb die jeweils 
strengeren Umweltvorschriften allge­
meine Norm werden müssen. 

Europäische Forschungs- und 
Technologiegemeinschßft 

Die europäische Forschungs- und 
Technologiegemeinschaft ist Voraus­
setzung für die Erhaltung unserer 
Wettbewerbsfähigkeit auf dem Welt­
markt, für die Vollendung des Binnen­
marktes und die Weiterentwicklung 
der Politischen Union. CDU und CSU 
befürworten die Erleichterung des 
Austausches von Forschungsergebnis­
sen und die Verbesserung der Aus-
und Weiterbildung sowie den Aufbau 
eines europäischen Informations- und 
Datennetzes, das den Zugriff für die 
Forschung jederzeit und an jedem Ort 
in der EG garantiert. 

Für die gemeinschaftliche Forschung 
kommen vor allem Ziele und Projekte 
in Betracht, die im nationalen Allein­
gang nicht erreicht werden können, 
die die finanziellen Möglichkeiten ei­
nes einzelnen Landes übersteigen 
oder — wie im Bereich des Umwelt­
schutzes — grenzüberschreitendes 
Handeln erfordern. 

Die gemeinsame europäische Entwick­
lung ziviler Hochtechnologieprojekte 
im Rahmen von Eureka ist ein Fort­
schritt. Durch Zusammenarbeit in der 
wissenschaftlichen Forschung und 
technologischen Entwicklung kann 
Europa wissenschaftliche Spitzenlei­
stungen erbringen und konkurrenzfä­
hige Produkte — wie z. B. die Träger­
rakete „Ariane" und das Passagier­
flugzeug „Airbus" — auf dem Welt­

markt anbieten. Dies gilt auch für die 
Weltraumtechnik. 

CDU und CSU halten es für notwen­
dig, durch eine Kooperation der natio­
nalen Fernsehanbieter ein europä­
isches Fernsehprogramm zu schaffen. 
Da grenzüberschreitende Fernsehsen­
dungen immer selbstverständlicher 
werden, ist die Erarbeitung einer euro­
päischen Femsehrahmenordung, die 
u.a. Fragen der Werbung, des Jugend­
schutzes und der Autorenrechte re­
gelt, erforderlich. 

7. Wir unterstützen den Kampf gegen 
Armut und Hunger und sind faire 
Partner der Dritten Welt 

Die Erde wächst zusammen im Be­
wußtsein der Menschen und in der Po­
litik der Staaten. Deshalb sind wir auf­
gerufen, mitzuhelfen im Kampf gegen 
Armut und Hunger. Entwicklungspo­
litik soll keine neuen Abhängigkeiten 
schaffen. Deshalb gilt für uns der 
Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe. 
Entwicklungshilfe muß den Menschen 
zugute kommen. Der Ordnungsrah­
men der Sozialen Marktwirtschaft gilt 
auch für den Bereich der Entwick­
lungspolitik, weil nur so die kosten­
günstige Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen erhöht und leistungs­
fähige Systeme sozialer Sicherheit ge­
schaffen werden können. 

Die Solidarität mit den Armen der 
Dritten Welt ist nicht allein Aufgabe 
des Staates. Wir begrüßen und unter­
stützen daher die großen Leistungen 
der Kirchen und privaten Träger in der 
Entwicklungspolitik. Private Unter­
nehmen müssen die staatliche Ent­
wicklungshilfe ergänzen. Gerade 
durch die Einbeziehung der privaten 
Wirtschaft besteht eine Chance, neue 
Akzente in der Entwicklungszusam­
menarbeit zu setzen. Besonders für 
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junge Menschen sehen wir in der täti­
gen Hilfe für die Dritte Welt eine sinn­
volle und verpflichtende Aufgabe. 

Wir unterstutzen mit unserer Entwick­
lungspolitik den Kampf gegen Armut 
und Hunger in der Welt und tragen zu 
wirtschaftlicher, sozialer und politi­
scher Stabilität bei. Dritte-Welt-Poli­
tik dient dem Frieden durch gerechten 
Interessenausgleich zwischen Nord 
und Süd. CDU und CSU achten dabei 
das Recht der Staaten der Dritten Welt 
auf Unabhängigkeit und Selbstbestim­
mung. Aus diesem Grunde milssen wir 
auf die Herausforderung der sowjeti­
schen Politik in der Dritten Welt rea­
gieren, die Unruhen und politische In­
stabilität herbeiführt, fördert und 
dazu benutzt, um den eigenen Einfluß 
auszuweiten. Die imperialistische und 
neokolonialistische Politik der So­
wjetunion ist sowohl gegen die Inter­
essen der Entwicklungsländer als auch 
gegen die des Westens gerichtet. 

Die Beachtung der Menschenrechte ist 
Grundbedingung jeder menschenwür­
digen Ordnung. Wir treten daher für 
Menschenrechte überall in der Welt 
ein. CDU und CSU unterstützen ins­
besondere diejenigen Gruppen und 
Regierungen der Dritten Welt, die sich 
zur Achtung der Menschenrechte ver­
pflichtet haben. Wir wollen allen 
Menschen in den Ländern der Dritten 
Welt helfen, eine menschenwürdige 
Existenz in einer von ihnen selbst ge­
wählten, ihren kulturellen Traditionen 
gemäßen wirtschaftlichen und politi­
schen Ordnung zu fmden. Darin liegt 
auch eine besondere Aufgabe und 
Verpflichtung der Europäischen Ge­
meinschaft. 

Die Verschuldung der Länder der 
Dritten Welt ist ein zentrales Problem 
der Entwicklungspolitik. Wir wollen 
daher die wichtigsten internationalen 
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Organisationen der Entwicklungspoli­
tik, wie zum Beispiel die Weltbank 
und die regionalen Entwicklungsban­
ken, durch eine weitere Kapitalzufüh­
rung stärken. Wir befürworten die 
Programme, die den ärmsten Ländern 
durch zinslose oder besonders zins­
günstige Kredite helfen. 

Unsere Entwicklungspolitik berück­
sichtigt auch die legitimen politischen 
und wirtschaftlichen Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland. Die 
Entwicklungshilfe, die unser Land lei­
stet, hat auch positive Auswirkungen 
für die Wirtschaft und die Arbeitsplät­
ze der Bundesrepublik Deutschland. 
Wir werden dafür sorgen, daß deut­
sche Entwicklungshilfe nicht die Fein­
de der Freiheit stützt oder deutschen 
Interessen zuwiderläuft. 

8. Wir sichern den freiheitlich-demo­
kratischen Rechtsstaat, erhalten 
die innere Sicherheit und gewähr­
leisten den inneren Frieden 

Den demokratischen Rechtsstaat zu 
bewahren und zu stärken ist für CDU 
und CSU Ziel und Maßstab aller 
Rechts- und Innenpolitik. Der demo­
kratische Rechtsstaat ist höchstes Ge­
meinschaftsgut. Nur im demokrati­
schen Rechtsstaat können wir solidari­
sch handeln, um Wohlstand und Ge­
rechtigkeit für alle zu erreichen. Die 
repräsentative parlamentarische De­
mokratie ist ohne funktionierenden 
Rechtsstaat nicht möglich. 

Ein leistungsfähiger öffentlicher 
Dienst und ein funktionsfähiges Be­
ruf sbeamtentum sind für unseren de­
mokratischen und sozialen Rechts­
staat unverzichtbar. Deshalb halten 
CDU und CSU an der verfassungs­
rechtlichen Garantie des Berufsbeam­
tentums durch Artikel 33 des Grund­
gesetzes fest. 



Zum Selbstverständnis und zur Funk­
tionsfähigkeit des Rechtsstaates ge­
hört auch, daß der Staat sich auf die 
Loyalität seiner Beamten verlassen 
kann. Verfassungsfeinde haben des­
halb im öffentlichen Dienst nichts zu 
suchen. 

Wir bekennen uns zur repräsentativen 
Demokratie, die politische Führung 
und demokratische Verantwortung 
miteinander verbindet. CDU und CSU 
erteilen deshalb allen Kräften eine Ab­
sage, die die repräsentative parlamen­
tarische Demokratie durch sogenannte 
basisdemokratische Bewegungen ver­
drängen wollen. 

Unser Staat ist die Gemeinschaft freier 
und füreinander verantwortlicher 
Bürger. Er bezieht seine Autorität aus 
seiner Bindung an die Menschenwürde 
und die unveräußerlichen Grund­
rechte. 

Die Wahrung von Sicherheit und Ord­
nung ist nicht Selbstzweck, sondern 
Grundvoraussetzung für die freie Ent­
faltung des einzelnen und das solidari­
sche Zusammenwirken aller in der Ge­
meinschaft. Ohne Sicherheit und Ord­
nung gibt es keinen inneren Frieden 
und keine soziale Gerechtigkeit, deren 
Sicherung zu den wichtigsten Aufga­
ben des Staates gehört. Der Sozial­
staat setzt einen funktionierenden 
Rechtsstaat voraus. Der freiheitliche 
Staat, der sich nicht gegen seine Fein­
de verteidigt und Gesetzesbrecher 
nicht zur Verantwortung zieht, ver­
spielt die Freiheit seiner Bürger. 

Die innere Sicherheit wird derzeit in 
erster Linie gefährdet durch die er­
schreckende Zunahme terroristischer 
Gewaltverbrechen und durch den 
Mißbrauch der Demonstrationsfrei­
heit durch militante Gewalttäter zum 
Kampf gegen den Staat und seine In­
stitutionen. CDU und CSU werden 

alle Anstrengungen unternehmen, um 
dieser gefährlichen Entwicklung recht­
zeitig und mit Nachdruck entgegenzu­
treten. Der Staat darf nicht vor krimi­
nellen Gewalttätern zurückweichen. 
Er hat die Aufgabe, Recht und Sicher­
heit aller Bürger zu schützen. Zur 
wirksamen Bekämpfung dieser poli­
tisch motivierten Gewaltkriminalität 
müssen alle bestehenden Möglichkei­
ten, insbesondere auch die der interna­
tionalen Zusammenarbeit, intensiv ge­
nutzt werden. Darüber hinaus ist je­
doch auch die Schaffung verbesserter 
Rechtsgrundlagen dringend erforder­
lich. Das im Grundgesetz verankerte 
Demonstrationsrecht muß gegen Miß­
brauch geschützt werden. CDU und 
CSU wollen deshalb, daß 

— jeder bestraft wird, der sich bei ge­
walttätigen Ausschreitungen nach 
Aufforderung durch die Polizei 
nicht entfernt, 

— jeder bestraft wird, der vermummt 
oder mit Schutzwaffen ausgerüstet 
Menschenansammlungen auf­
sucht, 

— jeder bestraft wird, der zu Gewalt­
tätigkeiten oder zur Verletzung der 
Gesetze auffordert, 

— jeder des Landfriedensbruchs Be­
schuldigte in Untersuchungshaft 
zu nehmen ist, solange Wiederho­
lungsgefahr besteht. 

Die Behörden der inneren Sicherheit 
müssen die Rechtsgrundlagen erhal­
ten, die ihre Arbeit gewährleisten und 
nicht blockieren. Die Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Verfassungs­
schutz muß so geregelt werden, wie es 
die innere Sicherheit erfordert. 

Verbrechensbekämpfung und Daten­
schutz schließen sich nicht aus. Beide 
sichern die Freiheit der Bürger. Aber 
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Datenschutz darf nicht zum Täter­
schutz werden. 

Der Jugendschutz darf keine erkenn­
baren Umgehungsmöglichkeiten auf­
weisen. Das Verbot, jugendgefährden­
de Videokassetten zu verleihen, muß 
lückenlos sein. 

9. Wir verhindern den MiObrauch 
des Asylrechts und fördern die 
Integration von Ausländern 

Wir wollen den bei uns lebenden aus­
ländischen Arbeitnehmern und ihren 
Familienangehörigen eine angemesse­
ne Teilhabe an unserem wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen Leben 
ermöglichen. Unsere Politik hat zu 
wichtigen Integrationsfortschritten 
beigetragen. 

Voraussetzung für die Fortsetzung 
dieser erfolgreichen Politik ist, daß die 
Zahl der Ausländer nicht weiter zu­
nimmt. Unsere konsequente Politik 
der Zuzugsbegrenzung und die Förde­
rung der freiwilligen Rückkehr haben 
wesentlich zu einem Rückgang der 
Ausländer beigetragen. Wir werden 
die Hilfen zur Wiedereingliederung 
von Ausländern in die Wirtschaft und 
Gesellschaft ihrer Heimat weiterfüh­
ren. 

Wir halten an der Politik der Zuzugs­
begrenzung fest. Eine Lockerung des 
Anwerbestopps und eine Erleichte­
rung des Familiennachzugs lehnen wir 
ab. Eine zusätzliche Belastung unse­
res Arbeitsmarktes als Folge der Asso­
ziation zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Türkei lehnen 
wir ab. 

Wir werden die Angebote zur Integra­
tion für ausländische Arbeitnehmer 
und ihre Famihenangehörigen, die auf 
Dauer in der Bundesrepublik Deutsch­
land bleiben wollen, fortführen. Ent­
schieden wenden wir uns gegen aus­
länderfeindliche und ausländerdiskri­
minierende Haltungen und Praktiken. 

Das im Grundgesetz garantierte Recht 
auf Asyl für politisch Verfolgte ist un­
antastbar. Um dieses Recht auch für 
die Zukunft zu sichern, muß sein Miß­
brauch verhindert werden. Der Arti­
kel 16 des Grundgesetzes soll deshalb 
durch einen Gesetzesvorbehalt ergänzt 
werden, der ein Ausführungsgesetz er­
möglicht, das die Wahrnehmung des 
Asylrechts auf die wirkUch politisch 
Verfolgten beschränkt. Im Interesse 
der Asylbewerber wie im deutschen 
Interesse werden wir das Anerken­
nungsverfahren so. gestalten, daß auch 
über Einsprüche im Asylverfahren im 
Normalfall innerhalb eines Jahres 
rechtskräftig entschieden wird. 
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Wir gestalten einen modernen, leistungsfähigen und 
humanen Industriestaat 

10. Mit der Sozialen Marktwirtschaft 
sicliem wir den Wirtscliaf tsauf-
scliwung 

Der wirtschaftliche Aufschwung wäre 
ohne den Fleiß und die gemeinsame 
Anstrengung aller Bürgerinnen und 
Bürger nicht möglich gewesen. Mit 
unserer Finanz- und Wirtschaftspoli­
tik haben wir die Leistungsfähigkeit 
aller Bürger wieder gestärkt und die 
soziale Sicherung verbessert. Wir ha­
ben die Inflation, diesen lautlosen 
Diebstahl an dem Einkommen und 
dem Geldvermögen unserer Bürger, 
überwunden. Zum ersten Mal seit 16 
Jahren steht die Bundesrepublik 
Deutschland wieder weltweit an der 
Spitze der Geldwertstabilität. 1986 
werden wir eine Preissteigerungsrate 
von fast Null haben. Das ist die niedri­
gste Preisteigerungsrate seit 32 Jah­
ren. 

Die staatlichen Finanzen kommen 
wieder in Ordnung. Die Neuverschul­
dung des Staates geht zurück. Die Zin­
sen sinken. Das Vertrauen des Auslan­
des in die Leistungskraft unseres Lan­
des steigt. Der Wert der Deutschen 
Mark ninmit wieder zu. Das sind vor 
allem Wirkungen unserer Finanzpoli­
tik, die gleichzeitig eine Steuersenkung 
m Höhe von 20 Milliarden Mark in 
zwei Abschnitten ermöglicht hat. 
Heute haben die Bürger seit Jahren 
^um ersten Mal nicht weniger, son­
dern mehr in der Tasche und können 
mit ihrem Geld wieder mehr kaufen 
als in den Jahren zuvor. 

I 

Die privaten Investitionen steigen mit 
hiohen Zuwachsraten. Die öffentlichen 
Investitionen nehmen wieder zu. Un­

ser Land gewinnt in Wissenschaft, 
F^orschung und Technik erneut eine in­
ternationale Spitzenstellung. Nie zu­
vor waren die Exporterfolge der deut­
schen Wirtschaft so groß. Das Aus­
land spricht von einem „zweiten deut­
schen Wirtschaftswunder", von einem 
„Modell Deutschland". 

Nicht alle Probleme sind gelöst, aber 
die Trendwende ist erreicht: steigende 
Investitionen, sinkende Arbeitslosen­
zahlen, mehr Arbeitsplätze, steigende 
Realeinkommen, stabile Preise, nied­
rige Zinsen, Begrenzung der staatli­
chen Ausgaben und Schulden, weniger 
Steuern. 

Wir wollen wirtschaftlichen Auf­
schwung auf Dauer. Deshalb bleiben 
stabiler Geldwert, niedrige Zinsen und 
steigende öffentliche wie private Inve­
stitionen für zukunftssichere Dauerar­
beitsplätze vorrangige Ziele unserer 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. 

Wir werden die gefährlich überhöhte 
Steuer- und Abgabenquote zurück­
führen. Die Stabilisierung und Sen­
kung der Lohnnebenkosten ist deshalb 
ebenso wichtig wie die weitere Sen­
kung der Steuern. Durch eine niedri­
gere Steuer- und Abgabenlast gewin­
nen wir den Spielraum für die bessere 
Anerkennung beruflicher Leistung 
und privater Initiative in Wirtschaft 
und Gesellschaft, für anhaltend hohe 
Investitionen in unserer Volkswirt­
schaft. Damit leisten wir auch einen 
Beitrag zur Eindämmung der 
Schwarzarbeit. Nur so können wir an­
gesichts eines härteren internationalen 
Wettbewerbs die Modernisierung un­
serer Volkswirtschaft erfolgreich fort-
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fuhren und schrittweise wieder einen 
hohen Beschäftigungsstand erreichen. 

Dies erfordert weiterhin eine zurück­
haltende Ausgabengestaltung in den 
öffentlichen Haushalten und eine Sta­
bilisierung der Sozialversicherungsbei-
träge. 

Wir, wollen entsprechend dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
24. Juni 1986 dem bundesstaatlichen 
Finanzausgleich wieder eine stabile 
Grundlage geben; dies kann nur durch 
einen gerechten Interessenausgleich 
gelingen, der den Notwendigkeiten so­
wohl der Flächen- wie der Stadtstaa­
ten ausgewogen Rechnung trägt. 

Das Prinzip der Subsidiarität muß 
auch im Verhältnis von Bund und 
Ländern gelten. Wir treten deshalb 
weiterhin für eine Entflechtung ent­
behrlich gewordener Mischflnanzie-
rungen bei angemessenem finanziellen 
Ausgleich ein. 

11. Wir schaffen neue Arbeitsplätze 
und gestalten das Arbeltsleben 
flexibel, familienfreundlich und 
beschäftigungswirksam 

1984 hat erstmals seit vielen Jahren die 
Zahl der Beschäftigten wieder zuge­
nommen. Ende 1986 werden rund eine 
halbe Million mehr Menschen Arbeit 
haben. Wir haben den Anstieg der Ar­
beitslosigkeit zum Stillstand gebracht. 
Die Kurzarbeit in Millionenhöhe ist 
praktisch verschwunden. 

Die Überwindung der Arbeitslosigkeit 
bleibt auch in den kommenden Jahren 
eine große Herausforderung. Dieses 
Ziel ist nur durch eine konsequente 
Fortsetzung unserer Wirtschafts-, Fi­
nanz- und Beschäftigungspolitik zu er­
reichen. Wir lehnen daher kredit- oder 
abgabenflnanzierte sogenannte Be­
schäftigungsprogramme mit Stroh-
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feuereffekt ab. Dieser Weg der SPD 
führt — wie die Erfahrung lehrt — 
nicht zu mehr, sondern zu weniger Ar­
beitsplätzen und zu mehr Schulden. 

Grundlage unserer Politik für mehr 
Beschälftigung ist die Soziale Markt­
wirtschaft. Neben mehr Investitionen, 

I ' 
wirtschaftlichem Wachstum und der 
Anwendung moderner Technologien 
ist eine aktive Arbeitsmarktpolitik 
wichtig. Keine Bundesregierung hat je 
zuvor auf diesem Gebiet mehr gelei­
stet: yorruhestand, Rückkehrförde­
rung für ausländische Arbeitnehmer, 
eine erhebliche Steigerung der Maß­
nahmen zur beruflichen Bildung und 
zur Arbeitsbeschaffung sowie das Be­
schäftigungsförderungsgesetz sind 
wichtige Beispiele. Daneben haben wir 
die Situation von längerfristig Arbeits­
losen verbessert. 
Berufliche Bildung und Weiterbildung 
sind die entscheidende Voraussetzung 
dafür, daß die Arbeitnehmer den neu-
en Anforderungen am Arbeitsplatz ge­
recht werden. Wir wollen ältere und 
längerfristig Arbeitslose verstärkt in 
berufliche Qualifizierungsmaßnah­
men einbeziehen, um ihnen dadurch 
bessere Chancen zur Wiedereingliede­
rung in I den Erwerbsprozeß zu geben 
und deri Facharbeitermangel zu besei­
tigen. Unsere Wirtschaft und unsere 
Gesellschaft können nicht auf die 
wertvolle berufliche und menschliche 
Erfahrung älterer Arbeitnehmer ver­
zichten.' 

Für das von der Bundesregierung be­
gonnene Qualifizierungsprogramm 
brauchen wir die Bereitschaft der Be­
troffenen und die Mitarbeit der Unter­
nehmen, Betriebsräte und Tarifpart­
ner. Dabei werden wir die besonderen 
Bedürfnisse von Klein- und Mittelbe­
trieben, von Handwerk und Handel 
berücksichtigen. 



Um den Übergang vom Bildungs- in 
das Beschaftigungssystem zu erleich­
tern, müssen wir jungen Menschen, 
insbesondere auch arbeitslosen Aka­
demikern, in engem Zusammenwirken 
von Wirtschaft und Staat Angebote 
zur Weiterqualiflzierung und Um­
schulung machen. Die Berufsausbil­
dung von benachteiligten Jugend­
lichen wollen wir auch künftig för­
dern. 

Immer mehr Menschen wollen Le­
bens- und Arbeitsrhythmus, Familie 
und Beruf miteinander vereinbaren 
können. Viele Menschen wollen mehr 
Freiheit bei der Gestaltung ihrer Ar­
beitszeit. Der technische und kulturel­
le Fortschritt gibt uns zum ersten Mal 
seit Beginn der Industrialisierung die 
Möglichkeit, den Übergang zwischen 
bezahlter Arbeit und Freizeit flexibler 
und individueller zu gestalten. Dies 
kommt den Bedürfnissen vieler Ar­
beitnehmer entgegen, hat wirtschaftli­
che Vorteile für die Betriebe und er­
leichtert es, Überstunden zu vermei­
den, so daß zusätzliche Mitarbeiter 
eingestellt werden können. 

Wir haben gesetzliche Hindernisse für 
mehr Ausbildungs- und Arbeitsplätze 
beseitigt: Teilzeitarbeit wurde arbeits­
rechtlich gesichert und gleichzeitig er­
leichtert, ebenso der Abschluß von be­
fristeten Arbeitsverträgen für Arbeits­
lose; überholte ausbildungshemmende 
Vorschriften haben wir aufgehoben. 
Die Tarifpartner sind aufgefordert, 
die bestehenden Möglichkeiten zur 
Flexibilisierung der Arbeit zu nutzen. 
Flexibilisierung darf nicht zum Verlust 
von sozialem Schutz führen. 

Wir werden dafür sorgen, daß das Ar­
beitsrecht} mehr Rücksicht auf die be­
sonderen Bedürfnisse der Frauen mit 
Kindern nimmt. Bei der Schaffung 
von Teilzeitarbeitsplätzen kommt dem 

öffentlichen Dienst eine Schritt­
macherfunktion zu. 

12. Wir verringern die Steuer­
belastung durch ein leistungs­
freundliches, sozial gerechtes und 
übersichtliches Steuersystem 

Für die Mehrzahl der Bürger ist das 
Steuersystem so kompliziert, daß es 
nicht mehr überschaubar ist. Als Fol­
ge der sozialistischen Wirtschafts- und 
Steuerpolitik in den 70er Jahren ist die 
Mehrzahl der Berufstätigen in den Be­
reich der scharf ansteigenden progres­
siven Besteuerung geraten, die gerade 
für die unteren und mittleren Einkom­
mensgruppen ursprünglich nicht vor­
gesehen war. Berufliche Leistung und 
unternehmerisches Risiko werden da­
durch nicht mehr ausreichend be­
lohnt, sondern steuerlich bestraft. 

Mit der , verabschiedeten Steuerre­
form, deren erste Stufe 1986 bereits 
realisiert worden ist und deren zweite 
1988 in Kraft treten wird, haben CDU 
und CSU einen wichtigen Schritt zu 
mehr Steuergerechtigkeit und geringe­
rer Steuerbelastung für alle gemacht. 
Eine grundlegende Steuerreform in 
der nächsten Legislaturperiode wird 
folgen: 

— Wir werden ein einfacheres Steuer­
system mit geringeren Steuersätzen 
und weniger Ausnahmen und Be­
günstigungen verwirklichen. 

— Wir werden einen durchgehenden 
linear-progressiven Einkommen­
steuertarif einführen, um die uner­
träglich hohe Grenzbelastung für 
die große Mehrzahl der arbeiten­
den Menschen zu verringern. Zu­
gunsten der kleinen Einkommen, 
insbesondere in der unteren Pro­
portionalzone, muß vor allem der 
Grundfreibetrag erhöht werden. 
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— Wir werden die Kinderfreibeträge 
weiter anheben, um der erhebli­
chen Mehrbelastung der Familien 
gerecht zu werden. Entsprechend 
wird der Kindergeldzuschlag ange­
hoben. Eltern mit Kindern sollen 
erheblich weniger Steuern zahlen. 

— Wir werden die im internationalen 
Vergleich zu hohe Besteuerung der 
Unternehmen weiter verringern. 
Der linear-progressive Tarif führt 
auch zu, einer nachhaltigen Entla­
stung für den Mittelstand. Die Ei­
genkapitalkraft der Unternehmen 
soll gest'ärkt werden insbesondere 
durch die Senkung der Steuersätze 
bei der Einkommensteuer sowie 
bei der Körperschaftssteuer für 
einbehaltene Gewinne, wobei vor 
allem die Situation der kleinen und 
mittleren Unternehmen und Hand­
werksbetriebe berücksichtigt wer­
den muß. Auch im Interesse von 
mehr Arbeitsplätzen muß es att­
raktiver werden, Kapital in das ei­
gene oder in ein anderes Unterneh­
men zu investieren, als in risikolose 
Geldanlagen auszuweichen. Die di­
rekten Steuern auf Arbeit und un­
ternehmerische Tätigkeit sollen zu­
rückgeführt werden. 

Ein weiteres 'Ziel ist der Abbau der er­
tragsunabhängigen Bestandteile der 
Gewerbesteuer, wobei die Finanzkraft 
der Gemeinden gewährleistet bleiben 
muß. Eine Wertschöpfungssteuer oder 
die von der SPD geforderte Verschär­
fung der Gewerbesteuer lehnen wir ab. 

Zur Finanzierung der Steuerentlastun­
gen setzen wir auf die Fortsetzung un­
serer Politik der Haushaltskonsolidie­
rung und auf Zurückhaltung der öf­
fentlichen Hand bei den Staatsausga­
ben. 

13. Wir stellen den wissenschaft­
lichen und technischen Fortschritt 
in den Dienst des Menschen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist 
ein Industrieland, dessen Weltgeltung 
vom Export \ abhängt. Wirtschafts­
kraft, Wohlstiand und soziale Sicher­
heit hängen davon ab, ob die Bundes­
republik Deutschland auch in der Zu­
kunft technologische Spitzenprodukte 
auf dem Weltmarkt in Konkurrenz 
vor allem zu den USA und Japan ab­
setzt. Wer den technischen Fortschritt 
ablehnt, vernichtet bestehende Ar­
beitsplätze und kann keine neuen 
schaffen. i 

Moderne Technologien ermöglichen 
wirksamen Umweltschutz, sparsamen 
Umgang mit knappen Ressourcen, hu­
mane Arbeitsbedingungen und neuar­
tige Hilfen für Behinderte und ältere 
Menschen. 

Mit der Förderung von Forschung und 
Technik hat die Bundesregierung die 
Innovationskraft und damit die Wett­
bewerbsfähigkeit der Wirtschaft nach­
haltig gestärkt. 

Diesen Weg werden wir konsequent 
weitergehen. Nachdem die schlimm­
sten Auswirkungen einer technik­
feindlichen Politik der SPD in den 
70er Jahren, die der Wettbewerbsfä­
higkeit unserer Industrie auf wichtigen 
Wachstumsmärkten schweren Scha­
den zugefügt hat, beseitigt sind, gilt es 
nun, in großem Umfang Zukunftsin­
vestitionen zu ermöglichen und durch­
zuführen. Daher werden wir die 
Grundlagenforschung und die Zusam­
menarbeit zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft weiter ausbauen und die 
Vorsorgeforschung intensivieren. 
Die steuerlichen Rahmenbedingungen 
für betriebliche Innovationen und In­
vestitionen müssen im Rahmen einer 
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grundlegenden Steuerreform weiter 
verbessert werden. 

Moderne Infrastrukturen — leistungs­
fähige Forschungseinrichtungen, pra­
xisnahe Beratungs- und Technologie­
transfersysteme, moderne Informa^ 
tions- und Kommunikationsnetze — 
müssen ausgebaut werden; auf struk­
turschwache Regionen ist hierbei be­
sondere Rücksicht zu nehmen. 

Ethische Herausforderung 

Der technische Fortschritt ist für uns 
nicht nur eine politische und wirt­
schaftliche, sondern auch eine ethi­
sche Herausforderung. Es gilt, eine 
Ethik der technisch-wissenschaftli­
chen Zivilisation zu begründen, die 
glaubwürdige und konsensfähige 
Maßstäbe für unser Handeln und Ent­
scheiden liefert. 

In der Vergangenheit wurden die Le­
bensbedingungen der Menschen durch 
Wissenschaft und Technik wesentlich 
verbessert. Zu ihrer Weiterentwick­
lung gibt es keine Alternative. Sie ge­
hört heute zu den unerläßlichen Vor­
aussetzungen, die das Überleben der 
Menschheit ermöglichen. 

Wer wissenschaftliche Erkenntnisse 
und Technik gebrauchen will, muß 
zwischen Nutzen und Risiken abwä­
gen. Dabei wissen wir, daß alle 
menschliche Erkenntnis Risiken nicht 
vollständig ausschließen kann. Gerade 
darin liegt die besondere Herausforde­
rung für einen verantwortungsvollen 
Umgang mit der Technik. Nicht alles, 
was technisch möglich und ökono­
misch vorteilhaft ist, ist unter huma­
nen Gesichtspunkten wünschenswert 
oder ethisch vertretbar. 

Beim Umgang mit Wissenschaft und 
Technik orientieren sich CDU und 
CSU an drei ethischen Prinzipien: 

Wahrung der Würde des Menschen, 
Verantwortung für die Natur und Ver­
pflichtung gegenüber den künftigen 
Generationen. 

Die Würde des Menschen gebietet, für 
ein Leben in Frieden und Freiheit, 
ohne Hunger und Not, in einer intak­
ten Natur und in einer Gesellschaft 
einzutreten, die ein Leben in verant­
worteter Freiheit ermöglicht. Wissen­
schaft und Technik erhalten ihre ethi­
sche Rechtfertigung, sofern sie der 
Verwirklichung dieser Güter und Ziele 
dienen. 

Deshalb darf die Würde des Menschen 
durch gentechnologische Experimente 
mit menschlichem Leben nicht verletzt 
werden. Der Mensch darf nicht zum 
Gegenstand genetischer Manipulatio­
nen herabgewürdigt werden. 

Die Natur ist Schöpfung Gottes. Die 
Ehrfurcht vor ihr verpflichtet uns, der 
heutigen und den nachfolgenden Ge­
nerationen die Schönheit und die Viel­
falt der Natur als eine wesentliche 
Grundlage eines menschenwürdigen 
Daseins zu erhalten. 

Der Einsatz neuer Technologien und 
Eingriffe in die Natur müssen gegen­
über Kindern und Kindeskindern ver­
antwortet werden. Deshalb darf die 
gegenwärtige Generation nicht die Le­
bensgrundlagen künftiger Generatio­
nen gefährden oder zerstören. 

Verantwortung für die Zukunft be­
deutet auch, für die Zukunft vorzu-
sorgen. Was wir heute für Wissen­
schaft und Forschung ausgeben, inve­
stieren wir in unsere eigene Zukunft 
und die unserer Kinder. Forschung 
heute bedeutet neue Technologien und 
neue Lösungsmöglichkeiten morgen 
im Kampf gegen regionale Nahrungs­
mittelknappheit, für besseren Um­
weltschutz, für die Bekämpfung von 
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heute noch unheilbaren Krankheiten, 
von Arbeitslosigkeit und Armut. 

14. Wir stärken den selbständigen 
Mittelstand 

Mittelständische Unternehmen bilden 
das Rtkckgrat unserer Wirtschaft. 

Kleine und mittelständische Unterneh­
men passen sich strukturellen Verän­
derungen schneller an und besitzen ein 
hohes Maß an Innovationskraft. Ge­
rade kleine und mittlere Unternehmen 
gewährleisten, daß Arbeitsplätze in 
der Nähe des Wohnortes angeboten 
werden und die Menschen Arbeit in 
ihrer Heimat Hnden. In überschauba­
ren kleinen und mittleren Betrieben 
können die Mitarbeiter besonders gut 
zusammenarbeiten. Unsere Steuerpo­
litik und eine verbesserte Kapital-
marktflnanzierung werden die Eigen­
kapitalkraft mittelständischer Betrie­
be stärken. Dem dient auch unser neu­
es Unternehmensbeteiligungsgesetz. 

Die von den Unionparteien geschaffe­
nen und ausgebauten Förderungspro­
gramme für Selbständige haben eine 
ExistenzgrUndungswelle ausgelöst und 
damit zum Wirtschaftsaufschwung 
beigetragen und neue Arbeitsplätze 
geschaffen. Wir werden diese bewähr­
ten Förderprogramme in der kom­
menden Legislaturperiode weiterfuh­
ren und noch wirksamer gestalten. 

Freie Berufe sind ein Wesenselement 
der freiheitlichen Gesellschaft. Der 
Staat hat dafür zu sorgen, daß die 
Qualitätsstandards für die Berufsaus­
übung gewahrt bleiben. Die freien Be­
rufe dürfen bei der Eigenvorsorge für 
Alter und Krankheit nicht benachtei­
ligt werden. Wir lehnen eine Einbezie­
hung der freien Berufe in die Gewer­
besteuer ab. 

Die Wettbewerbsordnung ist der Kern 
einer freiheitlichen Wirtschaftsord­
nung. Ein leistungsfähiger Mittelstand 
ist eine Grundvoraussetzung für funk­
tionierenden Wettbewerb. Eine ausge­
wogene Unternehmensstruktur, in der 
Groß-, Mittel- und Kleinunternehmen 
in einem fairen Leistungswettbewerb 
stehen, ist die Grundlage einer lei­
stungsfähigen Wirtschaft. 

Zum Abbau von Wettbewerbsverzer­
rungen muß das geltende Kartellrecht 
konsequent angewandt und im Be­
reich der Fusionskontrolle und des 
Leistungswettbewerbs verbessert wer­
den. Durch eine Verbesserung der Kri­
terien der Fusionskontrolle soll dem 
weiteren Konzentrationsprozeß, ins­
besondere im Handel, Einhalt geboten 
werden. Das Instrumentarium der 
Mißbrauchskontrolle gegenüber 
marktstarken Unternehmen muß 
wirksamer gestaltet werden. 

Bei der Bewertung von Unterneh­
mensgrößen muß aber berücksichtigt 
werden, daß Großunternehmen nicht 
nur auf dem deutschen, sondern auf 
den Märkten Europas und der ganzen 
Welt tätig sind. 

15. Wir werden die Zukunft der 
bäuerlichen Familienbetriebe 
sichern 

Seit vier Jahrzehnten treten CDU und 
CSU konsequent für eine Agrarpolitik 
ein, die den bäuerlichen Familien ihr 
Eigentum und ihre Selbständigkeit si­
chert und ihnen erlaubt, ein angemes­
senes Einkommen zu erwirtschaften. 

Die Agrarpolitik der Europäischen 
Gemeinschaft beflndet sich heute in 
einer Krise, weil SPD-geführte Bun­
desregierungen jahrelang Probleme 
vor sich hergeschoben haben. CDU 
und CSU haben besonders auch in der 
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Landwirtschaftspolitik ein schweres 
Erbe übernommen. 

Wir wollen vordringlich die Überpro­
duktion schrittweise beseitigen, um 
wieder eine aktive Markt- und Preis­
politik möglich zu machen. In den vor 
uns liegenden schwierigen Übergangs­
jahren werden wir den Landwirten 
durch flankierende Maßnahmen hel­
fen. 

Mittel- und langfristig läßt sich ein 
Gleichgewicht auf den Agrarmärkten 
erreichen, wenn es gelingt, die Erzeu­
gung und Verwendung nachwachsen­
der Rohstoffe auf, EG-Ebene auszu­
dehnen. Sie eröffnet der Landwirt­
schaft neue Absatzmöglichkeiten und 
trägt dazu bei, mit den begrenzten 
Rohstoff- und Energievorräten spar­
sam umzugehen. Das sichert gleichzei­
tig zusätzliche politische und wirt­
schaftliche Unabhängigkeit sowie 
dauerhafte Arbeitsplätze auch in länd­
lichen Räumen und stellt einen Beitrag 
zum Umweltschutz dar. 

Eine Möglichkeit, das Überschußpro­
blem EG-weit anzugehen, ist die frei­
willige Aufgabe der Nahrungsmittel­
produktion. Dies kann durch die Her­
ausnahme von Flächen aus der Pro­
duktion erreicht werden. Bei einem 
Programm der Flächenstillegung ist 
die Funktionsfähigkeit des ländlichen 
Raumes zu erhalten. Auf die besonde­
re Situation in den benachteiligten Ge­
bieten ist Rücksicht zu nehmen. 
Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 
müssen gleichermaßen die Möglich­
keit haben, sich freiwillig an entspre­
chenden Maßnahmen zur Marktentla­
stung zu beteiligen. Die Bemühungen 
um einen Abbau der Überschüsse dür­
fen in der EG nicht durch Futtermit­
telimporte aus Drittländern unterlau­
fen werden. 

Ziel unserer Landwirtschaftspolitik ist 
es, eine möglichst große Zahl bäuerli­
cher Betriebe als Voll-, Zu- und Ne­
benerwerbsbetriebe zu erhalten, die 
Funktionsfähigkeitj und die Infra­
struktur des ländlichen Raumes nach­
haltig zu sichern und die Kulturland­
schaft zu erhalten. Wir wollen daher: 

— angemessene Einkommen für die 
bäuerlichen Betriebe erreichen; 

— die natürlichen Lebensgrundlagen 
durch die bäuerliche Landwirt­
schaft wahren und keine Verfäl­
schung und Verschlechterung deut­
scher Qualitatsnormen zulassen; 

— breitgestreutes Eigentum in der 
Landwirtschaft sichern; 

— den ländlichen Raum als einen Le­
bens- und Wirtschaftsraum erhal­
ten und entwickeln, der den Ver­
dichtungsräumen gleichwertig ist. 

CDU und CSU wollen im Interesse 
der bäuerlichen F^ilienbetriebe EG-
weit die Massentierhaltung begrenzen, 
Bestandsobergrenzen einführen und 
eine Begrenzung der Futtermittelim­
porte erreichen. 

Darüber hinaus werden wir in einem 
Strukturrahmengesetz auf Bundes­
ebene die Kriterien ifür die bäuerUchen 
Familienbetriebe festlegen, um Agrar-
fabriken von der G|ewährung von Ein­
kommenshilfen (ula. SVo Mehrwert­
steuer) nachhaltig auszuschließen. 
Das System der europäischen Agrar-
marktordnung, das sich im Grundsatz 
bewährt hat, muß an die neuen Bedin­
gungen auf den europäischen Märkten 
und den Weltmärkten sowie an die un­
terschiedliche Struktur in der Gemein­
schaft angepaßt werden. 

Die Mittel der Marktstützung müssen 
den Bauern unmittelbar zugute kom­
men. Dazu ist eine Differenzierung 
der Marktstützung erforderlich. 
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CDU und CSU betrachten die land­
wirtschaftliche Markt- und Preispoli­
tik unverändert als Schwerpunkte ih­
rer Agrarpolitik. Diese bilden die we­
sentliche Grundlage für befriedigende 
Einkommen, eine ausreichende Eigen­
kapitalbildung sowie den wirtschaft­
lich vernünftigen Arbeits- und Kapita­
leinsatz in den Haupt- und Nebener­
werbsbetrieben. In der gegenwärtigen 
Marktsituation können diese Ziele 
über die Markt- und Preispolitik allein 
nicht erreicht werden. Es bedarf dazu 
zusätzlicher einkommenswirksamer 
Maßnahmen. 

Die Landwirtschaft erbringt wichtige 
außerlandwirtschaftliche Leistungen 
für unsere Gesellschaft, für die Natur-
und Landschaftserhaltung und für die 
Sicherung einer gesunden Umwelt, die 
nicht über den Preis von Agrarpro-
dukten abgegolten werden. 

Ausgleichszahlungen für landwirt­
schaftlich benachteiligte Gebiete und 
Betriebe für freiwillige ökologische 
Maßnahmen oder andere nachhaltige 
Bewirtschaftungsauflagen, die im öf­
fentlichen Interesse liegen, sollen die 
landwirtschaftliche Markt- und Preis­
politik ergänzen. 

Zur wirtschaftlichen und sozialen Er­
leichterung sowie Abfederung von 
notwendigen Anpassungen sind 
Steuererleichterungen für die Land­
wirtschaft eine unentbehrliche Hilfe. 
Die Bundesregierung hat daher ent­
sprechende Maßnahmen getroffen. 

Eine steuerneutrale Überführung des 
Wohnteils aus dem Betriebs- in das 
Privatvermögen wird ab 1987 möglich 
sein. Hierfür wird eine 12jährige 
Übergangsfrist eingeräumt. 

Agrarsozialpolitik ist ein wesentlicher 
Teil der Agrarpolitik. Wir haben 
schon in den letzten Jahren die Mittel 
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für die soziale Sicherung der Landwir­
te beträchtlich erhöht. Wir werden uns 
auch in Zukunft unserer Verantwor­
tung bewußt sein. 

CDU und CSU haben die von ihnen 
geschaffene landwirtschaftliche Al­
terssicherung weiter gestärkt und den 
Anteil der Bundeszuschüsse an den 
Gesamtleistungen der Altershilfe er­
höht. Einkommensschwache Betriebe 
sind durch gezielte Beitragszuschüsse 
entlastet worden. 

CDU und CSU werden diesen Weg 
weitergehen. Bei der vorgesehenen Re­
form der landwirtschaftlichen Sozial­
versicherung werden wir die berechtig­
ten Anliegen aller Gruppen der bäuer­
lichen Landwirtschaft berücksichtigen 
und für eine gleichwertige Behandlung 
der Nebenerwerbslandwirte eintreten. 

Die Bundesrepublik Deutschland ver­
fügt im weltweiten Vergleich über eine 
umweltpolitisch günstige Agrarstruk­
tur, die durch bäuerliche Familienbe­
triebe getragen wird. An diesem Leit­
bild unserer Agrarpolitik ist auch aus 
umweltpolitischen Zielsetzungen fest­
zuhalten. 

Wir unterstützen die Ziele einer um­
weltgerechten Landwirtschaft. Durch 
intensive Beratung und durch Maß­
nahmen der Aus- und Weiterbildung 
können das Verantwortungsbewußt­
sein der Landwirte für eine gesunde 
Umwelt gestärkt und deren Kenntnisse 
über eine umweltfreundliche Bewirt­
schaftung vertieft werden. Eine um­
weltfreundliche Landbewirtschaftung 
soll mit der Erhaltung der Artenviel­
falt von Tieren und Pflanzen sowie 
der Förderung des Gewässerschutzes 
verbunden werden: 

Agrarstrukturpolitik verstehen wir als 
Teil einer umfassenden Politik für die 
Menschen im ländlichen Raum, die 



den heutigen um weit-, gesellschafts-
und wirtschaftspolitischen Ansprü­
chen Rechnung tragen muß. Den 
Strukturwandel in der Landwirt­
schaft, der auch in Zukunft andauern 
wird, wollen wir sozial gestalten. Bei 
der Schaffung von Arbeitsplätzen im 
ländlichen Raum werden wir die 
Agrarpolitik durch die Regionalpoli­
tik unterstützen. Die Wirksamkeit un­
serer Regionalpolitik im ländlichen 
Raum darf nicht durch restriktive Be­
schlüsse der EG-Kommission be- oder 
verhindert werden. Eine Beschleuni­
gung des Strukturwandels durch 
Druck auf die Agrarpreise und durch 
staatliche Maßnahmen lehnen wir ab. 
Die EG-Agrarstrukturpolitik der 
kommenden Jahre muß differenzierte 
Lösungen suchen. Dazu muß die Ver­
antwortung bei der politischen Ebene 
liegen, die mit den Problemen auch 
vertraut ist. Eine Regionalisierung der 
EG-Agrarpolitik und ein größerer na­
tionaler Spielraum für die Mitglied­
staaten sind erforderlich. 

16. Wir wollen soziale Partnerschaft 
und lehnen Klassenkampf ab 

Tarifautonomie, Mitbestimmung und 
Vermögensbeteiligung der Arbeitneh­
mer sind Ergebnisse christlich-sozialer 
Politik und Ausdruck sozialer Part­
nerschaft, die unverzichtbarer Be­
standteil der Sozialen Marktwirtschaft 
ist. 
Neue Techniken sollen nicht gegen die 
Arbeitnehmer, sondern mit ihnen ein­
geführt werden. Sie sollen bei der Ent­
scheidung über Einsatz und Verwen­
dung neuer Techniken im Sinne der 
sozialen Partnerschaft beteiligt wer­
den. Zu diesem Zweck werden wir die 
Beteiligungsrechte des Betriebsrates 
bei Einführung und Anwendung neuer 
Techniken verstärken. Neue Techni­
ken erleichtern auch die Humanisie­

rung der Arbeitsplätze und einen ver­
besserten Gesundheitsschutz. Durch 
eine Novellierung des Betriebsverfas­
sungsgesetzes und des Bundesperso­
nalvertretungsgesetzes sollen die Min-
derheitenrechte in den Betrieben und 
Verwaltungen verstärkt werden. 

CDU und CSU wollen im Benehmen 
mit den Tarifpartnern die Montanmit­
bestimmung sichern. 

Wir wollen Gewerkschaften, die die 
Interessen der Arbeitnehmer unab­
hängig von parteipolitischen Rück­
sichten vertreten. Nur so sind sie fähig 
zu Kompromiß und zu sozialem Frie­
den. Wenn Funktionäre einzelner Ge­
werkschaften diese vor den Karren der 
Partei spannen, verstoßen sie gegen 
den unverzichtbaren Grundsatz par­
teipolitischer Neutralität und gefähr­
den damit die Einheitsgewerkschaft. 

Die Arbeitnehmer am Produktivkapi­
tal der Wirtschaft stärker zu beteili­
gen, bleibt ein wichtiges Ziel chri­
stlich-demokratischer und christlich­
sozialer Politik. CDU und CSU haben 
nach 13 Jahren des vermögenspoliti­
schen Stillstands unter SPD-Verant­
wortung mit dem Vermögensbeteili­
gungsgesetz und mit der Ergänzung 
dieses Gesetzes durch die zweite Stufe 
der Vermögensbildung ein klares Si­
gnal gesetzt, um die Arbeitnehmer in 
immer stärkerem Maße zu Miteigentü­
mern der Unternehmen zu machen. 
Wir fordern Arbeitgeber und Gewerk­
schaften auf, die Chancen und Mög­
lichkeiten der neuen Gesetze zu nut­
zen. 

17. Wir werden die soziale Sicherheit 
festigen und ausbauen 

Neubeginn in der Sozialpolitik 

Bei Regierungsübernahme stand das 
System der sozialen Sicherheit vor 
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dem Zusammenbruch. Die hohen 
Schulden der öffentlichen Haushalte, 
der Rückgang des Sozialprodukts und 
steigende Arbeitslosenzahlen hatten 
das soziale Netz in der Bundesrepublik 
Deutschland akut gefährdet. 

Wir haben das soziale Sicherungssy­
stem wieder leistungsfähig gemacht 
und durch strukturelle Veränderungen 
die Sozialausgaben den realen Finan­
zierungsmöglichkeiten angepaßt. 

Die Solidität unserer Sozialpolitik 
zahlt sich aus. Die Sozialleistungen 
stehen wieder in Einklang mit den 
Möglichkeiten der Volkswirtschaft. 
Das wiedergewonnene wirtschaftliche 
Wachstum hat neue sozialpolitische 
Gestaltungsmöglichkeiten eröffnet. 
Das Ergebnis ist mithin nicht Abbau, 
sondern Sicherung und Verbesserung 
von Sozialleistungen: 

— Die Gesamtheit aller Sozialleistun­
gen liegt heute im Jahr um mehr 
als SO Milliarden Mark höher als 
1982. 

— Die Rentenfinanzen haben wir 
nach langen Jahren der SPD-Ren­
tenunsicherheit gesichert, die Real­
einkommen der Rentner steigen 
wieder: Das spüren die Rentner im 
Geldbeutel. 

— Das Deflzit der Bundesanstalt für 
Arbeit haben wir beseitigt. Die 
Voraussetzungen für eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik und die Ver­
besserung der Leistungen für Ar­
beitslose haben wir geschaffen und 
genutzt. 

— Die Sozialhilfe haben wir erhöht. 

— Das Wohngeld und die soziale Ab­
sicherung des Wohnens wurden 
verbessert. 

— Die Leistungen für Schwerbehin­
derte und ihre Chancen auf dem 
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Arbeitsmarkt haben wir verbes­
sert. 

— Die Versorgungsleistungen für 
Kriegsopfer und für Opfer von Ge­
walttaten wurden verbessert. 

— Den Einkommens- und Vermö­
gensschutz insbesondere für Pfle­
gebedürftige in der Sozialhilfe, vor 
allem soweit es den Schutz des klei­
nen Hausgrundstückes betrifft, 
werden wir weiter verbessern. 

Renten Versicherung 

CDU und CSU haben 1957 die brut­
tolohnbezogene dynamische Rente ge­
schaffen, um die Teilhabe der älteren 
Mitbürger am wirtschaftlichen Fort­
schritt zu gewährleisten. Die Renten­
reform von 1957 war ein soziales Jahr­
hundertwerk und gilt auch internatio­
nal als Beispiel für eine vorbildliche 
SozialpoUtik. 

Die SPD hat in den Jahren ihrer Re­
gierungstätigkeit durch eine unverant­
wortliche Wirtschafts- und Finanzpo­
litik sowie durch ständige Eingriffe in 
das Leistungsrecht der Rentenversi­
cherung die Sicherheit unseres Renten­
systems aufs Spiel gesetzt. CDU und 
CSU haben die dadurch drohende Ge­
fahr der Zahlungsunfähigkeit der 
Rentenversicherung beseitigt und ha­
ben die RentenHnanzen wieder auf 
eine solide Grundlage gestellt. Jeder 
Rentner kann sich darauf verlassen, 
daß seine Rente auch in Zukunft 
pünktlich gezahlt wird. 

Eine herausragende Leistung unserer 
Politik ist die Gleichstellung von 
Mann und Frau im Rentenrecht durch 
die Hinterbliebenenrente mit Freibe­
trag. Als sozial gerechte und frauen­
freundliche Lösung hat sie die Zustim­
mung der Frauenorganisationen und 
der Gewerkschaften gefunden. Die 



SPD dagegen war nicht fähig, einen 
sozial ausgewogenen und Hnanziell 
tragbaren Lösungsweg aufzuzeigen. 
CDU und CSU werden durch ihre 
Wirtschafts-, Finanz- und Beschäfti­
gungspolitik schrittweise die Arbeits­
losigkeit abbauen. Dies ist eine ent­
scheidende Voraussetzung fUr stabile 
Rentenflnanzen. Denn ein hoher Be-
schäftigungsstand entlastet Hnanziell 
den Staat sowie Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer und erhöht gleichzeitig die 
Zahl der Beitragszahler in der Renten­
versicherung. 

Weil sich der Altersaufbau unserer Be­
völkerung ändert (mehr Rentner, we­
niger Beitragszahler), werden wir in 
der nächsten Legislaturperiode eine 
grundlegende Strukturreform vorneh­
men, um die Renten auch für die 
nächste Generation zu sichern. Ziel 
dieser Reform ist es, den Generatio­
nenvertrag aufrechtzuerhalten, um 
auch den jungen Beitragszahlern im 
Alter eine sichere und leistungsgerech­
te Rente zu garantieren und die Bela­
stungen der Beitragszahler in Grenzen 
zu halten. Es geht nicht um eine Besei­
tigung der tragenden Elemente unserer 
Rentenversicherung, sondern um ihre 

Weiterentwicklung als Antwort auf 
die veränderten Bedingungen des 
nächsten Jahrhunderts. Dabei werden 
sich die Unionsparteien von folgenden 
Prinzipien leiten lassen: 

— Rente ist Alterslohn für Lebenslei­
stung. Der enge Bezug zwischen 
Leistung und Gegenleistung bleibt 
auch in Zukunft ein Grundsatz un­
seres Rentenrechts. Deshalb lehnen 
wir eine Einheitsrente ebenso ab 
wie eine Maschinensteuer. 

— Die Rentenversicherung beruht auf 
dem Generationenvertrag. Die je­
weils arbeitende Generation sorgt 
durch ihre Beiträge für die Siche­

rung des Einkommens der Rent­
nergeneration. Familien mit Kin­
dern erbringen ebenfalls einen un­
entbehrlichen Beitrag für den Be­
stand des Generationenvertrages. 
Deshalb sind alle Maßnahmen zur 
Verbesserung der Rahmenbedin­
gungen für junge Familien zu för­
dern. Die Anerkennung eines Kin­
dererziehungsjahres in der Renten­
versicherung ist ein wichtiger 
Schritt zur langfristigen Sicherung 
des Drei-Generationen-Vertrages 
in der Rentenversicherung. 
Die verfügbaren Renteneinkom­
men sollen in gleichem Maße stei­
gen wie die verfügbaren Arbeits­
einkommen der Beschäftigten. 
Denn aus der veränderten Bevöl­
kerungsentwicklung der Zukunft 
ergeben sich langfristig Folgen für 
die Rentner und die Beitragszahler. 
In Verbindung hiermit und mit den 
Strukturen der Rentenversicherung 
muß auch der Bundeszuschuß auf 
eine neue, verläßliche Grundlage 
gestellt werden. 

Notwendig sind in der Zukunft so­
wohl flexible als auch gleitende 
Übergänge in den Ruhestand. Mit 
steigender Lebenserwartung wird 
auch die Bereitschaft, freiwillig 
länger zu arbeiten, zunehmen. Die 
Möglichkeiten dazu müssen ver­
bessert werden. Dies ist auch auf­
grund des veränderten Altersauf­
baus im nächsten Jahrhundert 
wünschenswert. Arbeitnehmer 
müssen nicht nur früher, sondern 
auch später als bisher in den Ruhe­
stand gehen können. Wer länger 
arbeitet, soll eine höhere Rente er­
halten als der, der kürzer arbeitet. 
Flexible Altersgrenzen entsprechen 
auch eher den Wünschen und den 
persönUchen Interessen des einzel­
nen als starre Regelungen. 
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Gesundheitspolitik 

Die Gesundheit ist eines der höchsten 
Lebensgttter. Die Chancen, gesund zu 
bleiben oder zu werden, müssen für je­
den Bürger gleich groß sein, ohne 
Rücksicht auf seine finanzielle Situa­
tion. Wir wollen, daß alle Bürger in 
Stadt und Land die bestmögliche me­
dizinische Versorgung erhalten. 

Die Verantwortung des einzelnen und 
die Verantwortung des Staates gehö­
ren in der Gesundheitspolitik zusam­
men. Denn der Staat kann nicht jedem 
seine Gesundheit garantieren. Jeder ist 
zunächst selbst verantwortlich für die 
Erhaltung seiner Gesundheit. Vorbeu­
gen ist besser als Heilen. Deshalb sind 
die Gesundheitsvorsorge und Gesund­
heitserziehung mehr als bisher zu för­
dern. 

Neben dem Einsatz medizinisch-tech­
nischer Geräte und Apparate darf die 
persönliche Zuwendung im Gesund­
heitswesen nicht verloren gehen. Ärzte 
und Pflegepersonal leisten dafür einen 
unerläßlichen Beitrag. Eine unent­
behrliche Ergänzung der traditionellen 
gesundheitlichen Versorgung sind die 
Selbsthilfegruppen Betroffener. 

Die großen Volkskrankheiten wie 
Herz-Kreislauferkrankungen, Krebs 
und Rheuma erfordern besondere An­
strengungen der medizinischen Wis­
senschaft. Wir wollen die Ursachen­
forschung ausbauen, neue Heilverfah­
ren entwickeln, die Nachsorge und Re­
habilitation verbessern und die Folgen 
von Krankheit für die Menschen mil­
dern. Die Unionsparteien werden die 
gemeindenahe Versorgung psychisch 
Kranker verbessern und dabei dem 
Ausbau ambulanter Dienste Vorrang 
vor stationären Maßnahmen einräu­
men. 
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Zu einer freiheitlichen Sozialpolitik 
gehört ein freiheitliches Gesundheits­
wesen. Das bedeutet: freie Wahl des 
Arztes und eine Vielfalt von privaten, 
öffentlichen und gemeinnützigen Trä­
gern und Einrichtungen im Kranken­
hausbereich. Der Vergleich mit ande­
ren Ländern beweist: Ein freiheitliches 
Gesundheitswesen ist menschlicher 
und kostengünstiger als ein bürokrati-
siertes und verstaatlichtes Gesund­
heitswesen. Die Ziele unserer Gesund­
heitspolitik sind auf Dauer nur in ei­
nem Gesundheitswesen zu erreichen, 
das Leistungsfähigkeit und Finanzier­
barkeit miteinander verbindet. 

Umwelt und Gesundheit 

Die Gesundheit des Menschen hängt 
auch von der Umwelt ab, in der er 
lebt. Umweltpolitik ist deshalb auch 
Gesundheitspolitik. Der Schutz der 
Gesundheit unserer Bevölkerung hat 
Vorrang vor wirtschaftlichen Interes­
sen. Die von uns geführte Bundesre­
gierung hat danach gehandelt. Durch 
eine verschärfte Gefahrstoffverord­
nung sind international neue Maßstä­
be für den Schutz von Mensch und 
Umwelt gesetzt worden. Durch eine 
neue Verordnung ist die Qualität des 
Trinkwassers auch für die Zukunft ge­
sichert. 

Um ein gesundes Leben in einer gesun­
den Umwelt zu sichern, werden wir 
durch Gesetzesänderungen die Men­
schen besser vor jenen Gefahren 
schützen, die ihnen aus einer Vielzahl 
neuer chemischer Stoffe erwachsen 
können. Den Schutz vor Schadstoffen 
in Lebensmitteln werden wir weiter 
ausbauen und so gestalten, daß Schad­
stoffe nicht in die Nahrungskette ge­
langen. 



Krankenversicherung 

Auch in der Gesundheitspolitik darf 
auf Wirtschaftlichkeit nicht verzichtet 
werden. Wir wollen die Strukturen un­
seres Gesundheitssystems mit dem 
Ziel erhöhter Wirksamkeit und größe­
rer Wirtschaftlichkeit weiterentwik-
keln. Die Beiträge zur Krankenversi­
cherung müssen innerhalb wirtschaft-
Uch verntlnftiger und flnanziell ver­
tretbarer Grenzen bleiben. 

Wenn wir medizinischen Fortschritt 
zu tragbaren Beitragssätzen auf Dauer 
wollen, mtlssen vor allem stärkere An­
reize ffir wirtschaftliches Handeln auf 
allen Ebenen des Gesundheitswesens 
geschaffen werden. Sparsamkeit muß 
belohnt und unnötig kostenträchtiges 
Verhalten benachteiligt werden. Eine 
grundlegende Strukturreform der ge­
setzlichen Krankenversicherung ist er­
forderlich. 

Wir wollen, daß 

— in allen Bereichen unseres Gesund­
heitswesens Leistungs- und Ko­
stentransparenz und soviel Markt 
und Preiswettbewerb wie möglich 
und sinnvoll eingeführt werden; 

die Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung als Solidar-
einrichtung auf das konzentriert 
werden, was sozial und gesundheit­
lich wirklich nötig ist. Das bedeu­
tet für uns eher höhere Ausgaben 
für die existentiellen Risiken und 
für Vorsorge — andererseits aber 
größere Sparsamkeit bei Bagatell-
leistungen; 

der Gestaltungsspielraum der 
Selbstverwaltung und der Kran­
kenkassen genutzt wird, um neue 
Formen im Leistungs- und Bei­
tragsrecht erproben und Ver­
schwendung und Unwirtschaftlich-
keit besser bekämpfen zu können; 

die Gesundheitsgefahren in der 
Umwelt und am Arbeitsplatz abge­
baut werden. Wir wollen durch 
ständige Weiterentwicklung des in­
nerbetrieblichen Arbeitsschutzes, 
durch Verbesserung der arbeitsme­
dizinischen Vorsorgeuntersuchun­
gen und Verschärfung der Umwelt­
schutzauflagen die Gesundheits­
und Unfallgefahren am Arbeits­
platz so weit wie mögUch reduzie­
ren. 
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Wir gestalten eine menschliche Gesellschaft 

Ebenso wie wir die natürliche Umwelt 
bewahren und schützen wollen, wollen 
wir das persönliche Umfeld des einzel­
nen wieder überschaubarer machen. 
Der einzelne darf in der Massengesell­
schaft nicht verlorengehen und verein­
samen. Geborgenheit in Familie und 
Nachbarschaft sind Werte, die für das 
Glück und die Zufriedenheit des Men­
schen ebenso wichtig sind wie mate­
rielle Güter und Wohlstand. Wir wol­
len eine Gesellschaft selbständiger 
Bürger, die sich zutrauen und auch fä­
hig sind, ihr Leben selbst in die Hand 
zu nehmen. Wir wollen eine Gesell­
schaft, die Raum läßt für individuelle 
Entfaltung. 

CDU und CSU achten die Eigenstän­
digkeit und Unabhängigkeit der Kir­
chen und Religionsgemeinschaften. 
Der Mensch kann seinem Bedürfnis, 
sich selbst und der Welt einen Sinn zu 
geben, nicht aus eigener Kraft gerecht 
werden. Hierin besteht die große Auf­
gabe und Herausforderung für die 
Kirchen. Die Union anerkennt die vor­
bildlichen Leistungen der Kirchen im 
praktischen Dienst am Menschen und 
wird sie auch künftig fördern. 

Soziale, sportliche und kulturelle Ein­
richtungen erfüllen in unserer Gesell­
schaft eine wichtige und unverzichtba­
re Aufgabe. Nachbarschaft, Vereine 
und Initiativen von Bürgern verbes­
sern die Lebensbedingungen der Men­
schen. 

Soziale Sicherung beruht auf dem 
Grundgedanken der Solidarität. Soli­
darität ist mehr als die Kampfgemein­
schaft, die mit Gleichgesinnten eigene 
Interessen gegen andere durchsetzt, 
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sondern verpflichtet die Starken zum 
Einsatz für die Schwachen. Der Staat 
hat die besondere Verpflichtung, für 
diejenigen in unserer Gesellschaft ein­
zutreten, die keine Lobby haben. 

Für uns gehören Solidarität und Sub­
sidiarität zusammen. Der Staat soll 
dem Bürger Eigeninitiative und ver­
antwortliche Selbsthilfe im Rahmen 
des möglichen erleichtern und zumu­
ten. Nicht der dirigistische Versor­
gungsstaat, der den Menschen bevor­
mundet, ist unser Ideal, sondern der 
Staat, der auf die Mitverantwortung 
und Solidarität der Bürger baut, der 
auf ihren Ideenreichtum, ihre Initiati­
ve und Leistung bei der Lösung von 
Problemen vertraut. Deshalb werden 
wir unsere erfolgreich begonnene Poli­
tik der Entbürokratisierung, der 
Rechts- und Verwaltungsvereinfa­
chung konsequent fortsetzen. 

Die SPD dagegen ist die Partei des Di­
rigismus; sie schafft den anonymen 
Betreuungsstaat, der die Entwicklung 
zu einer kalten, durchbürokratisierten 
Gesellschaft fördert. Sozialistische 
Politik führt letztlich zum entwurzel­
ten Menschen, der sich leichter mani­
pulieren läßt. Ahnliche Ziele verfolgen 
die Grünen. 

Die Bundesrepublik Deutschland be­
sitzt ein umfassendes und leistungsfä­
higes Sozialsystem, das in der Welt 
seinesgleichen sucht. Es dient dem so­
zialen Frieden, der persönlichen Frei­
heit, der sozialen Gerechtigkeit. Aber 
es gibt soziale Not, auf die eine rein 
materiell ausgerichtete Sozialpolitik 
keine Antwort geben kann. Die neuen 
sozialen Probleme liegen gerade im 



menschlichen Bereich.'Der Staat muß 
Hilfe zur Selbsthilfe geben. Die kleine 
Gruppe, die Nachbarschaft, die Fami­
lie können eher BUrgersinn und Hilfe 
bewirken als neue staatliche Betreu­
ungsorganisationen. Neue Formen der 
Zusammenarbeit zwischen Staat, Ver­
bänden, Selbsthilfegruppen und dem 
einzelnen sind notwendig. 

18. Wir schützen Natur und Umwelt 
und erhalten unser Land als 
lebenswerte Heimat 

Umweltpolitik 

Der Umweltschutz gehört zu den 
größten Aktivposten unserer Politik. 
Im Umweltschutz haben wir entschei­
dende Fortschritte erreicht und damit 
gleichzeitig neue Arbeitsplätze ge­
schaffen. Unter unserer Regierungs­
verantwortung ist die Bundesrepublik 
Deutschland in der Umweltpolitik 
zum Vorreiter und zur treibenden 
Kraft in Europa geworden. Dies gilt 
insbesondere für den Bereich der Luft­
reinhaltung. 

Die langfristige Bewahrung einer na­
türlichen Umwelt bleibt auch in Zu­
kunft eine vorrangige politische Auf­
gabe. Wir stehen in der Pflicht gegen­
über nachfolgenden Generationen. 
Unsere Umwelt zu erhalten und damit 
eine lebenswerte Zukunft zu sichern, 
ist eine konservative Aufgabe im be­
sten Sinne des Wortes und entspricht 
unserem christlichen Verständnis vom 
Menschen und seiner Verantwortung 
gegenüber der Schöpfung. 

Umweltschutz ist mehr als die nach­
trägliche Beseitigung entstandener 
Schäden. Technischen und wirtschaft­
lichen Fortschritt mit der Leistungsfä­
higkeit und Belastbarkeit unserer na­
türlichen Lebensgrundlagen in Ein­

klang zu bringen, ist das Ziel unserer 
PoUtik. 

Wir werden 

— das Verursacher- und Vorsorge­
prinzip verstärkt anwenden, um 
den Unternehmen mehr Anreize 
zur Suche nach umweltfreundli­
chen Lösungen zu geben: Umwelt­
schädigendes Verhalten darf sich 
nicht lohnen, Umweltverschmut­
zung zum Nulltarif darf es nicht 
geben; 

— den technischen Fortschritt in den 
Dienst des Umweltschutzes stellen. 
Technische Verbesserungen und 
Neuerungen sind die Grundlage 
modernen Umweltschutzes und 
schaffen neue Arbeitsplätze; 

— die Altlastensanierung unter Be­
achtung des Verursacherprinzips 
voranbringen; 

— die Umweltkriminalität nachhaltig 
bekämpfen; 

— in der Europäischen Gemeinschaft 
Regelungen durchsetzen, die einen 
wirksamen Schutz von Natur, Um­
welt und Gesundheit sicherstellen. 
Wir werden unsere europäischen 
Nachbarn drängen, dem deutschen 
Beispiel zu folgen. 

Unser Ziel ist die Bewahrung der Na­
tur und Landschaft 'in ihrer heutigen 
Vielfalt. Der Lebensraum muß für 
wild lebende Tiere und Pflanzen stär­
ker als bisher vor Eingriffen und Be­
einträchtigungen geschützt werden. 
Wichtige Biotope müssen vor dem Un­
tergang gerettet werden. Dann wird es 
uns auch gelingen, den Naturhaushalt 
im Gleichgewicht zu halten. 

Mit weitreichenden Maßnahmen ha­
ben wir die Reinhaltung der Luft ver­
bessert. Der Ausstoß von Schwefel­
dioxyd bei Kraftwerken wird bis 1988 
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um 1,2 Millionen Tonnen pro Jahr re­
duziert. Bis 1993 wird eine Reduzie­
rung um VSt'o gegenüber dem Stand 
von 1982 erreicht. Die Emissionen von 
Stickoxyden aus Großfeuerungsanla-
gen werden bis 1993 von 1 Million 
Tonne pro Jahr auf ein Drittel herab­
gesetzt. 

Der Durchbruch in der Europäischen 
Gemeinschaft zur Einftihrung des um­
weltfreundlichen Autos ist ein großer 
Erfolg unserer Umweltpolitik. Die 
Verringerung der Abgase bei Last­
fahrzeugen und eine Senkung des 
Schadstoffgehalts von Heizöl und 
Dieselkraftstoff sind hier unsere näch­
sten Ziele. 

Unsere Maßnahmen zur Reinhaltung 
der Luft dienen auch der Erhaltung 
unserer Wälder. Wir werden die 
Waldschadensforschung verstärken. 
Wir wollen die Bergwälder und Berg­
regionen schützen. 

Die Reinhaltung der Gewässer und die 
Sicherung unseres Trinkwassers ist ei­
nes unserer wichtigsten umweltpoliti­
schen Ziele. Wir haben drei Gesetze 
zum Schutz des Wassers verbessert. 
Wir setzen uns für einen wirksamen 
Schutz der Grundwasservorräte, für 
Einsparungen beim Wasserverbrauch 
und eine Verringerung des Einleitens 
von Schadstoffen in die Gewässer ein. 
Wir fordern die Einhaltung der von 
Frankreich gegebenen Zusagen, die 
Einleitung von Kalisalzen in den 
Rhein zu beenden. , 
Jahrelang wurde der Schutz des Bo­
dens vernachlässigt. Wir haben des­
halb eine Bodenschutzkonzeption 
erarbeitet. Die Belastung des Bodens 
durch Schadstoffe muß verringert 
werden, damit der Boden sich selbst 
regenerieren kann und damit keine 
Schadstoffe in Lebensmittel gelangen. 
Der Landschaftsverbrauch muß auf 
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das unbedingt Nötige beschränkt wer­
den. 

Abfälle sind zu wertvoll, um einfach 
weggeworfen zu werden. Wir wollen 
deshalb das Recycling von Rohstoffen 
in den nächsten Jahren weiter ausbau­
en. Damit können Rohstoffe einge­
spart und die Müllmengen verringert 
werden. Mit dem neuen Abfallgesetz 
haben wir dafür eine zukunftsweisen­
de Grundlage geschaffen. 

Menschengerechte Gestaltung und 
Erneuerung unserer Städte und Dörfer 

Die menschengerechte Gestaltung und 
Erneuerung von Städten, Gemeinden 
und Dörfern ist für die Qualität der 
Lebensverhältnisse der Menschen 
ebenso entscheidend wie der Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen. 

Deshalb haben auf unsere Initiative 
Bund, Länder und Gemeinden zusam­
mengenommen für 1986 und 1987 die 
Mittel für Dorf- und Stadterneuerung 
auf über zwei Milliarden DM jährlich 
erhöht. Auch nach der vereinbarten 
Neuregelung der Zuständigkeiten 
bleibt die Stadt- und Dorfemeuerung 
eine wichtige Aufgabe. Gewachsene 
Strukturen zu erhalten, menschlichere 
Lebensverhältnisse zu ermöglichen, 
Heimat zu bewahren und zu schaffen: 
Das ist unser Leitbild für Maßnahmen 
der Stadt- und Dorferneuerung. 

Wohnungsversorgung auf höchstem 
Stand 

Das verbesserte Wohnungsangebot 
hat erstmals zu einem weitgehend ent­
spannten Wohnungsmarkt mit einem 
nur noch geringen Anstieg der Wohn­
kosten geführt. Das entlastet Mieter 
und Eigentümer. Die verbesserte steu­
erliche Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums wird es künftig mehr 
Familien ermöglichen, Wohneigentum 



zu erwerben und damit Vermögen für 
die Wechselfälle des Lebens und für 
das Rentenalter zu bilden. 

19. Wir sorgen für sichere, umwelt­
schonende und preiswerte Energie 

Für eine wirtschaftlich und sozial lei­
stungsfähige Industriegesellschaft ist 
die ausreichende Versorgung mit si­
cherer, umweltschonender und preis­
werter Energie eine Lebensfrage. Nur 
so können wirtschaftliche Leistungs­
kraft und Arbeitsplätze, soziale Si­
cherheit und Wohlstand sowie die Ge­
sundheit der Bürger erhalten und gesi­
chert werden. 

Die Kernkraft ist neben Kohle, öl, 
Erdgas und regenerativen Energien 
auch in absehbarer Zeit eine unver­
zichtbare Energiequelle. 

Die Erforschung und Erprobung neu­
er Energiequellen wie zum Beispiel der 
Fusions- und Wasserstofftechnologie 
sind verstärkt zu fördern, damit sie 
möglichst bald zur Verfügung stehen. 
Wind- und Solarenergie sowie nach­
wachsende Energieträger können ei­
nen steigenden Beitrag zur Energiever­
sorgung liefern. Die Erforschung, Er­
probung und Markteinführung dieser 
alternativen Energiequellen werden 
verstärkt und systematisch gefördert. 
Auch in Zukunft sind alle Möglichkei­
ten der Energieeinsparung zu nutzen 
und neue energiesparende Verfahren 
und Werkstoffe zu entwickeln. 

Die Steinkohle als wichtigster heimi­
scher Energieträger behält ihren ho­
hen Rang im Interesse der Sicherheit 
unserer Energieversorgung. Braun­
kohle und Wasserkraft werden auch in 
Zukunft ihren Anteil an der Ener­
gieerzeugung besitzen. 

Bei der Nutzung der Kernenergie muß 
die Sicherheit und der Gesundheits­
schutz der Bürger wie bisher auch 
Vorrang vor wirtschaftlichen Erwä­
gungen behalten. Der Verzicht auf 
Kernenergie in der Bundesrepublik 
Deutschland und der verstärkte Ein­
satz von Kraftwerken, die mit fossilen 
Brennstoffen betrieben werden, wür­
de die Belastung von Luft, Wasser 
und Boden erheblich erhöhen, die 
Energiepreise steigen lassen und die 
Abhängigkeit vom Erdöl verstärken. 
Gesundheit und Leben unserer Bürger 
werden auch nicht dadurch geschützt, 
daß die sicheren Kernkraftwerke in 
der Bundesrepublik Deutschland ab­
geschaltet werden; während die weni­
ger sicheren im kommunistischen 
Machtbereich weiter in Betrieb sind. 

Die deutschen Kernkraftwerke sind 
die sichersten der Welt. Der Unfall im 
sowjetischen Kernkraftwerk Tscher­
nobyl ist kein Argument gegen die 
friedliche Nutzung der Kernenergie, 
sondern vielmehr Ausdruck einer ver­
antwortungslosen Politik, bei der 
wirtschaftliches Interesse, nicht aber 
Sicherheit Vorrang hatte. 

Die Kernenergie ist heute eine tech­
nisch beherrschbare und moralisch 
vertretbare Technik. Voraussetzung 
dafür ist, daß Kernkraftwerke wie in 
der Bundesrepublik Deutschland z.B. 
über mehrere unterschiedlich wirken­
de und voneinander unabhängig arbei­
tende Sicherheitssysteme verfügen. Je­
des dieser Sicherheitssysteme muß für 
sich allein bereits sicherheitstechnisch 
für mögliche Störfälle ausreichend 
sein. 

Wir bleiben uns dabei bewußt, daß es 
keine Technik ohne jedes Risiko gibt 
und daß Sicherheit ständig neuer 
Überprüfung und | neuer Anstrengung 
bedarf. Deshalb sehen wir trotz des 
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hohen Sicherheitsstandards der deut­
schen Kernkraftwerke die laufende 
Prüfung aller Sicherheitsaspekte als 
eine Daueraufgabe an. 

Freigesetzte Schadstoffe aller Art 
machen nicht an staatlichen Grenzen 
halt. Daraus folgt, daß jedes Land, 
das Kernenergie nutzt, nicht nur für 
seine Bürger, sondern auch für seine 
Nachbarn eine große Verantwortung 
übernimmt. 

Deshalb werden wir darauf drängen, 
daß 

— für Bau und Betrieb von Kern­
kraftwerken weltweit gültige und 
dem höchsten Stand der Technik 
entsprechende i Sicherheitsstan­
dards festgelegt werden; 

— die internationale Zusammenarbeit 
in Fragen der Sicherheit von Kern­
kraftwerken, der Bewältigung von 
Nuklearunfällen und der Bereit­
stellung gegenseitiger Nothilfe ver­
bessert wird; 

— alle Länder, die Kernkraftwerke 
betreiben, bei Störfällen zu einer 
rechtzeitigen und umfassenden In­
formation verpflichtet werden; 

— bei Schäden, die durch Störfälle in 
Kernkraftwerken entstehen, das 
Verursacherprinzip grenzüber­
schreitend angewendet wird. 

Eine verantwortliche Auseinanderset­
zung mit der Kernenergie muß auch 
Rücksicht nehmen auf Ängste und 
Sorgen der Bevölkerung. Eine sachli­
che und umfassende Information der 
Bevölkerung ist selbstverständlich. 
Mögliche Ängste dürfen aber sachge­
rechtes und verantwortliches Handeln 
nicht behindern. 

Jede Technologie, somit auch die 
Energiegewinnung durch Kernspal­
tung, ist eine Übergangstechnologie. 
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Zur friedlichen Nutzung der Kern­
energie gibt es aber auf absehbare Zeit 
keine Alternative. Wer deshalb heute 
das sofortige Abschalten der Kern­
kraftwerke fordert, täuscht die Bevöl­
kerung. Wirtschaftlicher und sozialer 
Niedergang wärenldie Folge. 

Die Energie- und' Entsorgungspolitik 
des Bundes und der Länder erfordert 
den Bau der Wiederaufbereitungsan­
lage in Wackersdorf und die Erpro­
bung direkter Endlagerung. 

20. Wir fördern Selbständigkeit und 
Geborgenheit im Alter 

Eine Gesellschaft ist nur dann human, 
wenn sie auch den älteren Mitbürgern 
ein gesichertes und sinnerfülltes Leben 
ermöglicht. Die älteren Menschen sind 
selbständige, aktive und selbstbewuß­
te Bürger, die ihre Erfahrungen und 
Kenntnisse aktiv nutzen, erweitern 
und weitergeben wollen. 

Dies wollen wir ideell und materiell 
unterstützen, denn auch die Jüngeren 
können auf den Rat und die Mithilfe 
der älteren Generation im privaten 
und gesellschaftlichen Bereich nicht 
verzichten. Wir setzen uns dafür ein, 
daß die Älteren stärker am politischen 
und gesellschaftlichen Leben teilhaben 
können. Wir befürworten Weiterbil­
dungsangebote, Seniorentreffpunkte 
und Sport für ältere Menschen. Des­
halb wollen wir freie und gemeinnützi­
ge Verbände und. Selbsthilfeprojekte 
unterstützen. 

Unser Ziel ist nicht nur die Förderung 
der Familie, bestehend aus Eltern und 
Kindern, sondern auch die Förderung 
der Mehr-Generationen-Familie. Wir 
haben bereits durch eine Reihe gesetz­
licher Verbesserungen, wie z.B. der 
Einführung des zusätzlichen Freibe­
trages beim Wohngeld und einer El-
temkomponente bei der Wohnungs-



bauförderung, das Zusammenleben 
mehrerer Generationen unter einem 
Dach erleichtert. 

In unserer Gesellschaft leben zwei Mil­
lionen Menschen, die in unterschiedli­
chem Maße der Pflege bedürfen. Der 
weitaus größte Teil der pflegebedürfti­
gen Älteren wird von Angehörigen be­
treut. Es sind insbesondere Frauen der 
mittleren Generation, die sich in der 
Pflege um ihre Angehörigen oftmals 
selbstlos aufopfern. Die Risiken der 
Pflegebedürftigkeit oder schwerer Be­
hinderungen von ISeburt an sind nur 
unzureichend abgesichert. 

Wir haben bereits in dieser Legislatur­
periode Maßnahmen verwirklicht und 
eingeleitet, durch die die Lage der 
Pflegebedürftigen wie der Pflegenden 
verbessert wird: Dazu gehören die 
Wohnungsbauförderung und die Aus­
weitung der Leistungen der gesetzli­
chen Krankenversicherung zur häusli­
chen Pflege und zur Hilfe bei Erkran­
kung von Pflegenden. 

In der nächsten Legislaturperiode wol­
len wir vordringlich: 

— die soziale Sicherheit derjenigen, 
die Schwerstbehinderte pflegen, in 
Verantwortung der Länder und 
Gemeinden verbessern; 

— im Steuerrecht weitere Erleichte­
rungen schaffen; 

— die Bedingungen für private Vor­
sorgeleistungen verbessern; 

— die Pflege durch Angehörige und 
durch Sozialstationen nachhaltiger 
anerkennen und fördern. 
Darüber hinaus muß die soziale Si­
cherung der Pflegebedürftigkeit im 
Rahmen der finanziellen Möglich­
keiten geregelt werden. 

Unsere Politik soll dazu beitragen, 
daß ältere Menschen solange wie mög­

lich in ihrer vertrauten Umgebung le­
ben können. 

21. Wir stärken die Selbstverantwor­
tung und alle Initiativen zur Hilfe 
für den Nächsten 

Wir brauchen ein neues Verständnis 
von Arbeit. Arbeit ist nicht nur Er­
werbsarbeit, und Leistung ist nicht 
nur bezahlte Leistung. Es gibt Arbeit 
nicht nur im Berufsleben, sondern 
auch in der Familie und im sozialen 
Dienst für andere, in der Selbst- und 
Nächstenhilfe. Auch ein gut organi­
sierter Sozialstaat ist auf das ehren­
amtliche Engagement seiner Mitbür­
ger angewiesen. Ehrenamtliches Enga­
gement muß daher im erforderlichen 
Umfang anerkannt und gefördert wer­
den. 

Wir wollen mehr Eigenverantwor­
tung, mehr Hilfe zur Selbsthilfe. Der 
einzelne, gemeinnützige Verbände, 
Selbsthilfegruppen, Nachbarn und Fa­
milien leisten etwas, was der Staat 
oder ein anonymes Versorgungssy­
stem häuflg nicht leisten können: Sie 
schenken dem Bedürftigen persönliche 
Zuwendung, Geborgenheit, Verständ­
nis, Liebe. 

Darum hat individuelle Hilfe für uns 
Vorrang vor anonymer Hilfe, ambu­
lante Hilfe Vorrang vor stationärer 
Hilfe, private Hilfe Vorrang vor staat­
licher Hilfe. In vielen Fällen ist aber 
für die Älteren die Betreuung z.B. in 
Alten- und Altenpflegeheimen die 
richtige und humane Lösung. 

Für CE>U und CSU ist es gerade in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten ein 
besonderes Anliegen, sich verstärkt 
für die Eingliederung der behinderten 
Mitbürger in Beruf und Gesellschaft 
einzusetzen. Wir müssen ihnen jene 
Hilfen gewähren, die sie nach ihren 
persönlichen Lebensumständen benö-

37 



tigen. Die Neufassung des Schwerbe­
hindertengesetzes dient diesem Ziel. 

Unsere freiheitliche und solidarische 
Sozial- und Gesellschaftspolitik unter­
scheidet sich grundlegend von soziali­
stischen Zielvorstellungen. Sozialisti­
sche Politik will alle menschlichen Be­
dürfnisse zentral verwalten. Eine all­
umfassende staatliche Zuständigkeit 
zerstört aber die Bereitschaft des ein­
zelnen und der Gruppen zu verant­
wortlichem Handeln und schränkt die 
Freiheit des einzelnen ein. 

Die großen sozialen Sicherungssyste­
me bleiben weiterhin unverzichtbar. 
Uns geht es darum, die Kräfte des ein­
zelnen und der Gemeinschaft zur 
Selbsthilfe, zu dezentraler, praktischer 
Nächstenhilfe zu stärken. Aufgabe der 
Politik und staatlicher Einrichtungen 
ist es, dafür die Voraussetzungen zu 
schaffen. Neue Formen der Zusam­
menarbeit zwischen Staat, Verbänden 
und Selbsthilfegruppen sowie dem ein­
zelnen sind notwendig. 

22. Wir schaffen eine famiiien- und 
kinderfreundliche Gesellschaft 

Die Familie ist als Lebens- und Erzie­
hungsgemeinschaft der erste und 
wichtigste Ort persönlicher Geborgen­
heit und Sinnvermittlung. Die Familie 
ist Mittelpunkt einer Politik, die auf 
Freiheit, Eigenverantwortung, Mit­
menschlichkeit undi Vorrang der Per­
sonen vor Ideologien gerichtet ist. Die 
FamiUe ist das Fundament einer soli­
darischen und menschlichen Gesell­
schaft. 

Die Unionsparteien entsprechen mit 
ihrer Entscheidung, die Familie in den 
Mittelpunkt ihrer Gesellschaftspolitik 
zu stellen, den Erfordernissen der Zu­
kunft. Wenn in unserem Land immer 
weniger Kinder geboren werden und 
immer weniger Kinder in Familien zu 
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lebenstüchtigen und verantwortungs­
bewußten Mitbürgern in unserer Ge­
sellschaft heranwachsen, hat unser 
Land keine Zukunft mehr. 

I 

Die CDU und CSU', sind die Parteien 
der Familie. 

— Mit der Einführung des Erzie­
hungsgeldes und der Anerkennung 
der Erziehungsleistung in der Fa­
milie durch Anrechnung eines Er­
ziehungsjahres in der Rentenversi­
cherung haben wir einen familien­
politischen Durchbruch erzielt. 
Auch die Mütter der Geburtsjahr­
gänge vor 1921 werden schrittweise 
in die Regelung über die Anerken­
nung von Kindererziehungszeiten 
in der Rentenversicherung einbezo­
gen, unabhängig davon, ob sie eine 
Rente beziehen oder nicht. 

— Die Kinderfreibeträge haben wir 
wesentlich erhöht: Wer Kinder hat, 
zahlt weniger Steuern als der, der 
keine Kinder hat. Als neue 
Leistung wurde ein Kindergeldzu­
schlag je Kind für diejenigen einge­
führt, die die Kinderfreibeträge 
nicht oder nicht in vollem Umfang 
ausschöpfen können. 

Mit 10 Milliarden Mark pro Jahr ha­
ben wir die größte Verbesserung für 
die Familien seit Bestehen der Bundes­
republik Deutschland erreicht. 

Wir werden in der nächsten Legisla­
turperiode: 

— mit dem Kinderfreibetrag auch den 
Kindergeldzuschlag weiter erhö­
hen, 

— das Kindergeld für kinderreiche 
Familien anheben, 

— das Erziehungsgeld verlängern. 

Wir werden uns der Situation der Al­
leinerziehenden, die es oft sehr schwer 
haben, besonders annehmen. 



CDU und CSU tragen durch ihre Fa­
milienpolitik dazu bei, daß Partner­
schaft und Wahlfreiheit tatsächlich 
gelebt werden können. Immer mehr 
junge Väter wollen bewußt Familie er­
leben und in der Familie Verantwor­
tung übernehmen. Familienpolitik 
muß mehr Möglichkeiten schaffen, 
daß Väter sich stärker und intensiver 
als bisher um Familie und Kinder 
kttmmern und daß Familien einander 
besser helfen und sich gegenseitig ent­
lasten können. 

Das ungeborene Leben ist menschli­
ches Leben von Anfang an und steht 
von Anfang an unter dem besonderen 
Schutz der Verfassung. Wir werden 
weiterhin alles tun, die Unantastbar­
keit und Würde jedes menschlichen 
Lebens im Bewußtsein der Bevölke­
rung zu verankern. Der außerordent­
lich starke Anteil der Notlagenindika­
tionen ist in hohem Maße bedrückend. 
Jeder Mißbrauch rechtlicher Vor­
schriften, die dem Schutz des ungebo­
renen Lebens dienen, muß verhindert 
werden. Selbstbestimmung darf nicht 
auf Kosten der Schwächsten, nämlich 
der ungeborenen Kinder, verwirklicht 
werden. 

CDU und CSU haben durch zahlrei­
che Maßnahmen, wie zum Beispiel 
durch Erziehungsgeld, Erziehungsur­
laub und die Stiftung „Mutter und 
Kind", die Voraussetzungen dafür ge­
schaffen, daß keine Frau alleine des­
wegen, weil sie ein Kind bekommt, in 
eine ausweglose soziale Notlage gera­
ten kann und deshalb in Erwägung 
zieht, eine Schwangerschaft abzubre­
chen. Diese Politik, die dem Prinzip 
„helfen statt strafen" verpflichtet ist, 
werden wir fortsetzen. 

23. Wir eröffnen den Frauen neue 
Wege in Familie und Beruf 

CDU und CSU sind davon überzeugt, 
daß das Ziel einer Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht nur erreicht 
werden kann, wenn Frauen auf allen 
Ebenen und in allen Bereichen unserer 
Gesellschaft an verantwortlicher Stelle 
mitwirken. Wir treten für die Gleich­
berechtigung von Mann und Frau im 
Erwerbsleben ein, aber wir kämpfen 
ebenso gegen jede Benachteiligung der 
Frauen, die sich für die Aufgaben in 
der Familie und die Erziehung der 
Kinder entschieden haben. 

CDU und CSU haben in dieser Legis­
laturperiode das Zwei-Klassen-Recht 
des Mutterschaftsurlaubsgeldes abge­
schafft und ein Erziehungsgeld mit 
Beschäftigungsgarantie eingeführt, 
das alle Frauen erhalten. Sie haben 
mit der Einführung von Erziehungs­
jahren in der Rentenversicherung das 
Unrecht beseitigt, daß die Tätigkeit 
von Müttern in der Rentenversiche­
rung unberücksichtigt blieb. 

Frauen und Männer wollen Beruf und 
Familie besser miteinander vereinba­
ren können. Die Bundesregierung hat 
die Rechte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bei Teilzeitarbeit 
grundlegend verbessert. Jetzt muß es 
darum gehen, Teilzeitarbeit in der 
Praxis stärker durchzusetzen. 

Durch flexible und maßgerechte Ar­
beitsbedingungen müssen Männern 
und Frauen die Wahrnehmung fami­
liärer Aufgaben neben der Berufstä­
tigkeit erleichtert werden. Familien­
freundliche Arbeitszeiten und Arbeits­
abläufe für Erwerbstätige, die kleine 
Kinder haben, ein vermehrtes Ange­
bot von Arbeitsplatzteilung und Teil­
zeitarbeit sind ebenso unverzichtbar 
wie flexible Öffnungszeiten der Kin­
dergärten und der öffentlichen Ämter. 
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Wir müssen Brücken bauen zwischen 
Familie und Arbeitswelt. 
Frauen, die nach längerer Berufsun­
terbrechung zugunsten der Familie 
wieder in den Beruf zurückkehren 
wollen, werden wir den Anschluß an 
ihre erlernte berufliche Tätigkeit er­
leichtern oder die Aufnahme einer 
neuen Tätigkeit fördern, in der sie 
auch die in der Familie gewonnenen 
Erfahrungen nutzen können. 

Wirtschaft und öffentlicher Dienst 
müssen Frauen gleiche Chancen bei 
der Einstellung und Beförderung ge­
ben. Teilzeitarbeit darf nicht die Ab-
koppelung von jedem beruflichen 
Aufstieg zur Folge haben. Wir werden 
dafür eintreten, daß bei der Besetzung 
von Gremien und leitenden Positionen 
in Wirtschaft und Gesellschaft Frauen 
in einem Maße berücksichtigt werden, 
das sich an ihrem Anteil, ihrem Ein­
satz und ihrer Leistung orientiert. 

Bei der Einführung neuer Technolo­
gien werden wir dafür sorgen, daß sich 
gerade für Frauen auch neue Chancen 
ergeben: Eine qualifizierte Ausbildung 
ist für Frauen unabdingbare Voraus­
setzung dafür, daß sich ihre Berufs­
chancen bei der Einführung neuer 
Technologien nicht verschlechtem. 

24. Wir geben der Jugend Perspekti­
ven für die Zukunft 

Politik muß sich auch an den Idealen, 
Erfahrungen, Bedürfnissen und Le­
bensverhältnissen der Jugend orientie­
ren. Unsere Politik hat die Zukunfts­
chancen junger Menschen entschei­
dend verbessert. Aus Resignation und 
Verweigerung, aus Angst vor der 
Technik, die noch vor wenigen Jahren 
die Köpfe und Herzen junger Men­
schen beherrschten, wurde Zuversicht 
und Vertrauen in die Zukunft. Die Ju­
gendlichen orientieren sich wieder an 
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der Leistung, sehen und nutzen die 
Chancen neuer Techniken, haben wie­
der Vertrauen in die eigene Kraft und 
engagieren sich für das Gemeinwesen. 

Politik für junge Menschen erschöpft 
sich nicht in Jugendpolitik; unser ge­
samtpolitisches Konzept eröffnet ge­
rade auch jungen Menschen Zukunfts­
perspektiven. 

— Wir haben mit unserer Politik da­
für gesorgt, daß fast alle Jugend­
lichen, die eine Lehrstelle suchen, 
auch eine bekommen. Angesichts 
der geburtenstarken Jahrgänge, 
die seit 1983 eine Berufsausbildung 
begonnen haben und nun auf den 
Arbeitsmarkt drängen, sind zu­
sätzliche Anstrengungen notwen­
dig. 

— Immer mehr Jugendliche wollen in 
einem selbständigen Beruf Bestäti­
gung und Erfüllung finden. Unsere 
Wirtschaft ist auf qualifizierten 
Nachwuchs angewiesen; dies gilt 
für Arbeitnehmer ebenso wie für 
Unternehmer. Der Wille zur Selb­
ständigkeit und die Bereitschaft 
junger Menschen, Risiko zu über­
nehmen, wird durch unsere För­
derungspolitik für Existenzgrün­
dungen unterstützt. 

— Wir brauchen und wollen die Mit­
arbeit der Jugend. Denn ihre 
Phantasie und Kreativität, ihr Ein­
treten für soziale Gerechtigkeit 
und die weltweite Verwirklichung 
der Menschenrechte, ihr Idealis­
mus sind unverzichtbar, um die 
Herausforderungen der Zukunft 
zu bewältigen. An lohnenden Zie­
len fehlt es nicht. 

— Die Jugend hat ein Anrecht auf die 
solidarische Hilfe der älteren Ge­
neration. Sie hat aber auch die 
Pflicht, Aufgaben zu übernehmen 
und unsere Gesellschaft verant-



wortlich mitzugestalten. Schule, 
außerschulische Jugendbildung, 
die Arbeit der Jugendverbände sol­
len in besonderer Weise dieses Ver­
antwortungsbewußtsein wecken 
und stärken. 

— Unsere staatliche und gesellschaft­
liche Ordnung ist es wert, vertei­
digt zu werden. Die allgemeine 
Wehrpflicht ist fUr unsere Verteidi­
gung unerläßlich. Durch ein 
Höchstmaß an Wehrgerechtigkeit 
wollen wir die Bereitschaft der jun­
gen Menschen zu diesem Dienst 
stärken. Hierzu streben wir eine 
deutliche Besserstellung der wehr­
pflichtigen Soldaten an. Wir re­
spektieren die Kriegsdienstverwei­
gerung aus Gewissensgründen und 
erkennen die Leistungen der Zivil­
dienstleistenden für unsere Gesell­
schaft an. 

Unsere Gesellschaft ist gleichermaßen 
angewiesen auf die Lebenserfahrun­
gen der Älteren und die zupackende 
Mitarbeit der jungen Generation. Zu 
dieser Mitarbeit für unser Land und 
seine Menschen fordern wir die Ju­
gend auf. 

25. Wir fördern Bildung und Kultur 
als Grundlage menschlicher 
Selbstentfaltung 

Wir wollen eine solidarische Gesell­
schaft, in der alle Generationen und 
Menschen mit unterschiedlichen 
geistig-seelischen und körperlichen 
Voraussetzungen einander achten und 
unterstützen. Unser besonderes Anlie­
gen ist die Integration und Förderung 
der Behinderten und Benachteiligten. 

Das Bildungswesen trägt zum sozialen 
Ausgleich bei, indem es Menschen je­
der Herkunft und sozialen Zugehörig­
keit möglichst früh die besten Entfal­
tungsmöglichkeiten bietet. Bildungs­

politik kann und soll soziale Sperren 
wegräumen oder abmildem; sie kann 
aber dort keinen Erfolg gewährleisten, 
wo der Leistungswille fehlt. Jede Be­
gabung ist für die Entwicklung der 
Einzelpersönlichkeit wichtig, sie ist 
aber zugleich auch eine Verpflichtung 
für' die Gemeinschaft. Unser Land 
braucht die Vielfalt der Begabungen in 
allen Bereichen kultureller, wirtschaft­
licher und sozialer Tätigkeit, den For­
scher ebenso wie den Facharbeiter. 

Die Schule muß der Entfaltung, Bil­
dung und Erziehung der ganzen Per­
sönlichkeit dienen; sie darf sich nicht 
nur auf die Vermittlung von Fachwis­
sen beschränken. Bildung muß die Er­
ziehung zur sozialen Bindungs- und 
Verantwortungsfähigkeit leisten, Ein­
blicke in die Gesetzmäßigkeiten der 
verschiedenen Wissens- und Lebens­
bereiche ermöglichen, die Bedeutung 
der Grundwerte des menschlichen Zu­
sammenlebens und die Grundprinzi­
pien der freiheitlichen Demokratie 
vermitteln. Entsprechend sind die 
Lehrpläne zu gestalten und ist die Zu­
lassung von Schulbüchern zu regeln. 
Der Unterricht soll grundlegende 
Kenntnisse und Fertigkeiten der Allge­
meinbildung vermitteln und alle Bega­
bungen — die theoretischen wie die 
praktischen und musisch-kreativen — 
fördern und entwickeln. 

Eine moderne Allgemeinbildung soll 
auch eine informationstechnische 
Grundbildung vermitteln. Diese soll 
die Chancen der neuen Techniken 
deutlich ins Bewußtsein der Jugend­
lichen rücken, ohne die jeweiligen Ri­
siken zu verharmlosen. Mädchen müs­
sen genauso wie'Jungen ein Grundver­
ständnis der neuen Technologien er­
werben, weil diese Kenntnisse in Zu­
kunft für die meisten beruflichen Tä-
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tigkeiten von großem Wert sein wer­
den. 

Die Leistungsfähigkeit unserer Hoch­
schulen hat wesentliche Auswirkungen 
auf die Entwicklung der Wirtschaft, 
des Arbeitsmarktes und der Gesell­
schaft. Alle Möglichkeiten der Zusam­
menarbeit von Wirtschaft und Hoch­
schulen sind deshalb zu nutzen. Bei 
der anwendungsbezogenen Forschung 
werden wir die rasche Vermittlung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in die 
Industrie nachhaltig verbessern. 

Wir werden eine Ausweitung der Nu-
merus-clausus-Fächer verhindern. Die 
wissenschaftlich besonders Befähigten 
müssen auf allen Stufen des Studiums 
gefördert werden. Wir setzen uns für 
die Förderung von Hochbegabten ein. 
CDU und CSU begrüßen die Grün­
dung privater Hochschulen. 

Angesichts der fortschreitenden Ver­
änderung von Wirtschaft und Gesell­
schaft sind Weiterbildungsangebote 
im persönlichen, gesellschaftlichen, 
kulturellen, politischen und berufli­
chen Bereich, die die erworbenen 
Kenntnisse erweitern und vertiefen, 
besonders wichtig. Wir fordern die 
Tarifpartner auf, Fragen der Weiter­
bildung in tariflichen Vereinbarungen 
stärker zu berücksichtigen. Auch 
staatliche und öffentlich-rechtliche In­
stitutionen müssen der Weiterbildung 
große Aufmerksamkeit schenken. 

Einem breit gefächerten Angebot an 
kulturellen, schulischen, wissenschaft­
lichen und sportlichen Einrichtungen 
kommt auch für die wirtschaftliche 
Gesamtentwicklung, beispielsweise 

bei Standortentscheidungen, wachsen­
des Gewicht zu. 

Unser Land hat eine lange und große 
Tradition privater und öffentlicher 
Theater und Orchester. Dem Theater 
kommt bei der Schaffung eines ge­
meinsamen Wertebewußtseins in der 
Gesellschaft eine nicht zu unterschät­
zende Bedeutung zu. Bei der Förde­
rung der darstellenden Kunst werden 
wir besonders darauf achten, daß die 
Theaterlandschaft außerhalb der gro­
ßen Städte nicht verödet. 

Museen, Denkmäler und Zeugnisse 
der Vergangenheit finden in der Be­
völkerung ein steigendes Interesse. Sie 
können dazu beitragen, die kulturel­
len, geistigen und politischen Wurzeln 
unseres Landes besser zu verstehen. 

Unsere Politik soll dazu beitragen, 
daß die Menschen einen Zugang zu 
Kunst und Kultur finden können. Das 
kulturelle Leben ist ein wichtiger 
Gradmesser für die Freiheit und den 
geistigen Reichtum unseres Gemein­
wesens. Kulturelle Vielfalt und indivi­
duelle Gestaltungsmöglichkeiten müs­
sen bewahrt und gefördert werden. 
Dies ist auch deshalb besonders wich­
tig, weil der Anteil der erwerbsfreien 
Zeit auch künftig weiter zunehmen 
wird. Bei der sinnvollen Gestaltung 
der Freizeit kommt dem Sport große 
Bedeutung zu. 

Im Spiel entfaltet der Mensch Fähig­
keiten, die in der oft einseitig zweckge­
richteten Arbeitswelt zu wenig gefragt 
sind. Wir wollen deshalb, daß das 
sportliche und musische Angebot ver­
größert wird, so daß noch mehr Men­
schen davon Gebrauch machen kön­
nen. 
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W A H L A U F R U F 

Die Bundesrepublik Deutschland steht 
an der Schwelle zum nächsten Jahr­
tausend. Die Bundestagwahl am 25. 
Januar 1987 ist deshalb eine Wahl von 
großer Tragweite für die Zukunft un­
seres Landes, deren Bedeutung weit 
ttber eine Legislaturperiode hinaus­
reicht. 

CDU und CSU haben sich in Zeiten 
großer Herausforderungen und 
Schwierigkeiten bewährt. Wir haben 
die Bundesrepublik Deutschland 1949 
und 1983 aus schweren wirtschaftli­
chen und politischen Krisen herausge­
führt und ein solides Fundament für 
eine gute Zukunft geschaffen. CDU 
und CSU sind die Parteien der Zu­
kunftsgestaltung. 

Wir wollen gemeinsam mit den Bür­
gern unseres Landes die wirtschaftli­
chen Grundlagen festigen, die soziale 
Sicherung bewahren, unsere Umwelt 

schützen, die Freiheit nach innen und 
außen sichern und den Frieden erhal­
ten. Wir wollen, daß unser Land ein 
moderner, leistungsfähiger und 
menschlicher Industriestaat bleibt. 

Vor uns liegen große Aufgaben. Des­
halb braucht die Bundesrepublik 
Deutschland eine stabile parlamentari­
sche Mehrheit und eine handlungsfä­
hige Regierung. Die Regierung Hel­
mut Kohl muß bleiben. Zu ihr gibt es 
keine Alternative. 

Die CDU mit Helmut Kohl und die 
CSU mit Franz Josef Strauß haben ei­
nen neuen Anfang gemacht. Unser 
Land ist auf einem guten Weg. Wir 
wollen, daß dies auch in Zukunft so 
bleibt. Darum bitten wir die Bürger 
um ihre Stimme. Deshalb rufen wir 
alle Deutschen auf: Geben Sie Ihre 
Erststimme und Ihre Zweitstimme 
CDU und CSU. 
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